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Vierzig Jahre türkische Arbeitskräfte 

Brücke zwischen den Völkern 
In NRW wird über Integration nicht nur 
geredet. .Wir arbeiten aktiv daran, dass 
das Zusammenleben zwischen Jürken 
und Deutschen noch besser funkt~oniert", 
bekräftigte Landtagspräsident Ulrich 
Schmidt anlässlich des 40-jährigen Be- 
stehen~ des "Abkommens zur Anwer- 
bung türkischer Arbeitskräfte". Ziel einer 
von allen Fraktionen im Landtag getrage- 
nen lntegrationspolitik sei es, dass sich 
Zuwanderer und Deutsche auf gleicher 
Augenhöhe begegnen. Der Landtag NRW 
hat als erste Institution in Deutschland 
dieses Datum zum Anlass eines Emp- 
fangs genommen. 

Als Geste der Anerkennung der türkischen 
Gäste ließ Landtagspräsident Schmidt am 
29. Oktober die türkische Flagge vor dem 
Landtag aufziehen. Heute leben in NRW et- 
wa zwei Millionen Bürger ausländischer 
Herkunft. Davon haben 692000 einen türki- 
schen Pass. Weitere 155000, die aus der 
Türkei zugewandert sind, haben die deut- 
sche Staatsbürgerschaft angenommen, er- 
klärte Professor Faruk Sen, Direktor des Es- 
sener Zentrums für Türkeistudien. Die meis- 
ten Türken sind anfangs im Bewusstsein 
gekommen, nur kurz zu bleiben und dann 
wieder in die Heimat zurückzukehren. Sabri 
Aydin war einer der ersten 90 Türken, die 

vor 40 Jahren ins Ruhrgebiet kamen. Inzwi- 
schen hat er den deutschen Pass und pen- 
delt als Rentner zwischen Duisburg und der 
Schwarzmeerküste. Bei der Pressekonfe- 
renz im Landtag sagte der 66-Jährige vor 
der deutschen und türkischen Presse: „Ich 
bin längst ein Deutscher." Aydin zählte zu 
den über 200 Ehrengästen. 
Das Tempo der Einbürgerungen sei hinter 
den Erwartungen zurückgeblieben, stellte 
Professor Sen fest. Die deutsche Sprache 
sei die Grundvoraussetzung für die Integrati- 
on. Sen räumte ein, dass es auch heute noch 
Sprachdefizite in der zweiten und dritten Ge- 
neration gebe. Er setzte sich wie der Vorsit- 
zende der Landesarbeitsgemeinschaft der 
kommunalen Migrantenvertretungen in NRW, 
Tayfun Keltek, für islamischen Religionsun- 
terricht an öffentlichen Schulen ein. Dazu 
müssten Lehrer an deutschen Hochschulen 
ausgebildet werden. Der Unterricht solle in 
Deutsch erfolgen. Keltek forderte das kom- 
munale Wahlrecht für alle Migranten. 
lntegrationsdefizite beklagte auch Arbeits- 
und Sozialminister Harald Schartau. Nach 
den Terroranschlägen in den USA gelte es 
jetzt erst recht, noch enger zusammenzu- 
rücken. Für Landtagspräsident Schmidt 
sind die türkischen Staatsangehörigen „ein 
Gewinn für unser Land. Sie seien Bin- 
deglied und Brücke zwischen den Völkern, 
die weit in die Zukunft hineinreichten. 
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Wort und Widerwort 

Können Sportvereinen 
finanzielle Belastungen 

durch ehrenamtliche 
Mitarbeit erspart 

werden? 
Die meisten Sportvereine könnten ohne 
die ehrenamtliche Mitarbeit von Bürge- 
rinnen und., Bürgern ihr Sportangebot 
und ihren Ubungsbetrieb nicht in dem 
gewohnten und nachgefragten Umfang 
aufrecht erhalten. Darum ist das Ver- 
ständnis dafür gering, dass mit dem Eh- 
renamt bürokratischer Aufwand verbun- 
den ist, der die Vereine belastet und die 
Verantwortlichen Zeit (und möglicher- 
weise Geld) kostet. Die Sprecher der 
Fraktionen zeigen mögliche Auswege 
auf (Seite 2). 



Wort und Widerwort 

Von Dr. Annemarie Schraps (CDU) ~- . . 
der! 120 000 Sportvereinen ~ordrhein-$istfale"~-~kind nahe. Ein klares Ja auf diese Frage. Was ehrenamtliche Vereinsmit- 

0 O?O ehrenimtlich tätige Mitglieder: ais.~hngsleiter, Jugged glieder in ihrer Freizeit leisten, müsste sonst von Hauptamt- 
.Vereinsvorsitzendeusw. akiia Wollte nik .die ~ u n d e & ~ ~ ! l  , lichen übernommen, also bezahlt werden. Vorstandsarbeit 

nen von freiHiillig geleisteten CtuMfen in'* und Buchhaltung, Instandhaltung vor 
ausd!ücken, so l@me ein zweis!ellig,w Sportstätien oder die Mitnahme jungei 
denbetrag zusammen. So gesehen .sp Sportler im privaten Pkw zu Spielen unc 
Sportvereine durch d Turnieren: alles Aufgaben, die die Freiwilli. 
lichen hauplamtliche gen still und leise erledigen, ohne dabe 
gar nicht bezahlen könnten. Aber dies i ans Geld zu denken. Dieses Engagemeni 
haupt nicht der zentra ist und bleibt die Voraussetzung dafür. 
ligen Engagement von ehreqaptiiciy dass die Sportvereine ihre gesellschaftli- 
rinnen und Helfern in sporfvekdiheri:~ che Funktion erfüllen können. 
swtzder ~renamiliohen vermittelt WerZe in 
serer Gesellschafi,die wir immer selten , Spannender, wichtiger auch ist die Frage. 

deren Bereichen antreffen. Ohne sie gäbe es bald nur noch wie lange die ehrenamtlichen Sportlerinnen und Sportler die 
wie Bayern München, die zwar sportliche Höchstieistungen er erforderliche Arbeit überhaupt noch leisten können. Die 
aber das als Wirtschafisbetrieb. Die Sportvereine, gerade di Springflut der Vorschriften hat auch die Sportvereine mit 
ren unter ihnen mlt ihren wichtigen Aufgaben der Wucht erfasst Das 630-Mark-Gesetz und das Gesetz über die 
ningwn Gesundheitserziehung, bislungsverhal Scheinselbstständigkeit zum Beispiel sind bürokratische Klöt- 
m i t  &eben' durch die Arbeit der Ehrenamtlich ze am Bein des Ehrenamtes. Die Vorstände sind kaum noch in 
schweigen, dass es auch gritik gegeben hat, da der Lage, mit Steuererklärungen, Meldungen bei den Sozial- 
durch gesetzliche Vorgaben zu viel bürokra versicherungsträgern oder dem Aufwand bei Krankenkassen- 
Versicherungsfragen und geringfügige Beschäfli Wechsel fertig zu werden. Da wundert es nicht, dass die Zahl 
laben wir uns In der Vergangenheit bemüht, Ve derjenigen immer kleiner wird, die bereit sind, ein Ehrenamt 
zusetzen. So wurde die steuerfreie Pauschale für mit Finanzveranlwortung zu übernehmen. Deren Aufgaben 
lern auf 3800 DM pro Jahr heraufgesetzt müssen dann Rechtsanwälten und Steu- 
Rotz des gerade eingebrachen Sparhaushal erberatern übertragen werden. Das Eh- 
10s 2002 hat sich die SPD-Fraktion daiü renamt wird ofl gelobt, das Jahr des Eh- 
susgesprochen, weitere 174 000 Euro den Können renamtes darf aber nicht das Jahr der 
-andesSportBund zur Unterstützungdes Ver. Sonntagsreden bleiben. Die CDU-Land- 
sins-. Informations- und Beratungssystems tagsfraktion hat daher konkrete Anträge 
VIBSS zur Veriügung zu sieilen. Der Auibau Sportvereinen gestelit - unser Zier die ehrenamtlichen 
iieser innovativen Internet-Plattform wird die Mitarbeiter der Sportvereine nicht immer 
4rbeit in den Vereinen unterstützen und er. finanzielle stärker belasten, sondern sie entlasten. 
eichtem. Diesen Weg der Unterstützunq und.. Wer freiwillia etwas für andere tut, soll 

dafur belohiit und nicht mit Vorschriften Belastungen erstich werden 

durch 
Von Ingrid Plepervon Heiden (FDP) Von W d  Grotti (GRUNE) 

Ohne ehrenamtliche Mltarbelt ware es ehrenamtliche CJI,, a v  
Sportvereinen gar nicht mPglich, einen or- 

Mitarbeiter Meneehen Irn SportlPnd No&&J&#aien 
denlichen Sportbetrieb auch nur anna- Iconnrs ae kein so amaWMs rnd vieliWges 

hernd aufrechtzuer- Caorisririebat V e n  
hallen. Sportvereine - 
vor allem die kleine- erspart werden? t 

ren und solche von tmsefes Landes ehren- 
nuttlerer Große - sind 

dringend amtliche Mitarbeit auf ehren- an- dsr Verwoliung m e  in der m t l i ~ h  und Vbreinsiilhrwig. UbungabeM~, Miv lm s p o f l - ~ l  in 
gewiesen DY 5RI)NEN rntersültden Sporimlri6ißf Msper 
Immerhin haben 51 Prozent aller Sportverei- bei den Bgmühungen, den 9oqwtwinen dr@l ~ r i  
ne lediglich bis zu 100 Mitglieder. Diese Ver- hmn, Ibp Roiie (lls iührende 9polllntbW #I 
eine können sich hauptamliche Mitarbeiter Wry und auszubauen Esriet d* ).Y& 

benso wenig wie wettere 25 Rozentder Verei- der.lu@&arbcJt betre!btund Q r u n d e  K R ' ~ @ I ~ . ~ . ~ , W  
ne, die zwischen 100 und 300 Mitglieder zahlen. sdrefft 
Dies zeigt, wie sehr das Vereinswesen auf das Ehrenamt enge- ZIJWJZhhrSiche~ng~hfflchen h Spwi- 
wiesen l$t Umso bedeutsamer ist es, die Rahmenbedmgungsn vereinen Iisn es jetzt eme-Fwdigung dii dem berschtlgten 
hierKir endiich zu verbessern mia9efi U&@&- utW,okiearmsn, mit moglchst gw- 
Eine Steuer- und abgabenfreie Ubungsleilerpauschai von 3600 gen Beiaaiungen verbundenen Rege&@ zu kommen, Reohnung trägt 
Mark pro Jahr ist bei weitem nicht ausreichend und d b  von Rot- Ubungsieirerlmnen werden nrcht u&'&unsk81tllcti als abhWenglg E e  
Grun veranlasste Neuregdung des 630-DM-Gesetzes fatai: Die srmugt~angesehen ~a 
Cttmmung an der Basis der Vereine ist ausgesprochen schlecht versiffienin~thdien 
weil die steuerlichen Auswirkungen dieses Gesetzes die Arbeit 'Y  ~@ofög seibstat8ndige Üb 
der Vorstände und hierbei vor allem der Ehrenamtlichen stark be- . '&hr~. 
anträchtigen Die sog. Übungslerkerpauschale wuri3e.W W DM aui 8600 DM ange 
Die FDP fordert deshalb eine deutliche Erhohung der ateueifreien h o w  und von ein 
Ubungsleiterpauschale sowie die Rückkehr zur alten 630-DM-Re- Der begunsute  er 

che Riester-Vorschlag - 900 DM steuerfrei rwar fiir die Vereine, 
aber Mcht für die dann als selbständig geltenden Obungsleiter, die 
ihrerseits ab 300 DM Steuern und Abgaben zaMen s o l h  - stellt an 
keine Alternative dar! Das Ehrenamt ist IebensnonHendig für die 
Verelne - geringfügig Beschäftigte nach dem 630-DM-Gesetz 

;!,,,: sind es auchl 
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Ehrenamt 

Dr. Glsela Nbtz 
(Friedrich-Ebert- 
Ctiitung, Foto) stell- 
te aus wissen- 
schaftlicher Sicht 
fest, dass es in vie- 
len Fällen die von 
der Arbeitswel ge- 
setzten Rahmenb 
dingungen sind, die 
über Art und Aus- 
maß der Bereit- 

schaft der Blirgerinnen und Burger zu ehren- 
amtlichem Engagement entscheiden. Frau 
Dr. Notz bektagte, dass nach wie vor mehr 
MWef  als Frauen ehrenamtliche Aufgaben 
übernähmen, wobei die Frauen - entspre- 
chend ihrer Positionierung in Erwerbsarbeit 
und Familie - eher im Bereich Sorge und 
Pflege tätig würden, während die Männer - 
ebenso rollengemaß - meistens mit Amt 
und Ehre' verbundene Tätigkeiten ausubten. 
Auch Frau Dr. Kiennar meikte an, dass Frau- 
en es in Bezug auf das Ehrenamt schwerer 
Mtten als Männer: So erhalten Frauen bei- 
spielsweise seltener als Mhner Aufwands- 
entschadigungen flir ehrenamtlkhe Arbeit 
und werden von ihren Betrieben auch selte- 
ner für solche Zwecke freigestellt Jede vier- 
te Frau wUrde geme eine ehrenamtliche Aui- 
gabe iibemehmen, konne dies jedoch aui- 
gwnd widriger Arbeitsbedingungen nicht 
tun, so die Wissenschahlerin. 

Rahmenbedingungen ändern, sonst wie bisher: 

Frauen die Arbeit, 
Männern die Ehre 

Ehrenamtliches und bürgerschaftliches Engagement der Bürgerinnen 
und Bürger ist in NRW unverzichtbarer Bestandteil des gesellschaft- 

gen Anhörung zum Antrag der CDU-Fraktion ,,Ehrenamt stärken -Ak- 
tive Bürgergesellschaft aufbauen" (Drs. 131896) am 24. Oktober im 

Iichen Lebens. Dies war der vorherrschende Tenor bei einer ganztägi- - - , 

Plenarsaal des Landtags. Auf der Rednerliste der gemeinsamen Sit- 
zung der Ausschüsse für Kommunalpolitik, Freuenpolitik und Ar- Das Ehrenamt sfärken will die CDU mit einem Anfrag, zu dem die zusfändigen 
beit/Gesundheit/Soziales standen 23 Beiträge. Die Leitung der Sit- Ausschüsse eine Anhörung durchführten, V. I. Menhed Palmen (CDU), Chrisfol 
zung teilten sich die Ausschussvorsitzenden Jürgen Thulke. Gerda Rasche (FDP), dahinfei Wolfgang Schmilz, Franz-Josef Brifz (beide CDU). 
Kieninger und Bodo Champignon (alle SPD). Folos: Schalle 

Durch die große Vielfalt der vertretenen Grup- begleitend und unterstützend tätig werden, Neben solchen Einzelmaßnahmen forderten 
pen und Organisationen wurde deutlich, beispielsweise in Form von verstärkter Offent- die Redner von der Landesregierung aber 
weich wichtige Rolle ehrenamtliches Engage- lichkeitsarbeit und landesweit koordinierten auch ein schlüssiges Gesamtkonzept für das 
rnent in den verschiedensten Bereichen des Initiativen. Ehrenamt. Insbesondere die schon seit Iänge- 
Alltagslebens in NRW spielt. Dabei zeichne- Auch die Vertreter von Handwerk und Indu- rem geplante Stiftung zur Förderung des bür- 
ten die Vortragenden sehr unterschiedliche strie, Josef Zipfel (NRW-Handwerkstag) und gerschaftlichen Engagements solle jetzt end- 
Wege auf. wie auch in Zukunfi gewährleistet Hans Georg Crone-Erdmann (Vereinigung lich gegründet werden, so der Beauftragte 
werden kann, dass Bürgerinnen und Bürger der Industrie- und Handelskammern NRW, Selbsthilfe und Bürgerengagement im Pa- 
ehrenamtlich tätig werden. IHK) unterstrichen die enorme Bedeutung ritätischen Wohlfahrlsverband NRW, Andreas 
Ursus Fuhrmann vom Städtetaa NRW kriti- des Ehrenamts für ihre ieweiliaen Bereiche. Greiwe. 
sierte zahlreiche, die ~ommunen betreffen- 
den Kürzungen im Landeshaushalt. Dies wer- 
de zu einer Reduzierung des Engagements 
der Bürger führen. Ebenso krilisierte er die 
Rolle der Wirtschaft, die oftmals eine Freistel- 
lung von Arbeitnehmern, die sich ehrenamt- 
lich engagieren wollen, „subtilM verweigere. 
Für die Arbeitsgemeinschaft der Spitzenver- 
bände der freien Wohlfahrtspflege in NRW 
bezeichnete deren Vorsitzender Heinz-Josef 

Crone-Erdmann: .Die ~iskussiön um das Eh- 
renamt trifit die Industrie- und Handelskam- 
mern im LebeflSne~!" Er betonte, das Ehren- 
amt dürfe nicht zu einer ,,Lastenverteilungs- 
maschinerie' verkommen. Ehrenamtliche 
Aufgaben müssten von den Aktiven in vollem 
Selbstbestimmungsrecht wahrgenommen 
werden können. Der Staat dürfe nicht ehren- 
amtliches Engagement einfordern, um damit 
Kosten zu sparen. 

Eine weitere konkrete Anregung gab Manfred 
Brodeßer, Sprecher des Arbeitskreises „Eine 
Welt" aus Köln. Er schlug vor, auf kommunaler 
Ebene eine Stelle für einen Koordinator für 
das Ehrenamt zu schaffen, der besonders 
den kleinen gemeinnützigen Vereinen bei der 
Beantragung von Fördermitteln, der Beschaf- 
fung von Material oder der Vermittlung von 
Konferenzen helfen könnte. 

Kessmann das ehrenamtliche Engagement Der ~euscer Kreistagsabgeordnete Alfons Die Sprecher der anerkannten Naturschutz- 
als ein „zentrales Bestimmungsstück". Kess- Kranz berichtete von positiven Erfahrungen. organisationen in NRW, Klaus Brunsmeier 
mann machte deutlich, dass Ehrenamt und die der Kreis Neuss mit einem Preis für (BUND), Professor Dr Wolfgang Gerß (NABU- 
Freiwilligendienste nicht von der Politik als ehrenamtliche Journalisten, dotiert mit 5000 Landesverband NRW) und Marc vom Hofe 
Ressource eingefordert werden dürften. Das Euro, gemacht hat. Darüber hinaus habe man (Landesarbeitsgemeinschaft Naturschutz 
Land müsse zur Förderung des Ehrenamtes einen .Stiftungsfonds Ehrenamt" eingerichtet. (Fortsetzung auf Seite 4) 

Als „Misler Kom- 
rnunalpolitik" des 
Landes NRW be- 
zeichnete Aus 
schusmorsitzender 
Jtirgen Thulke 
(SPD) den Minlste- 
nalciingenten Frled- 
rioh-Heinrich Held 
(Innenministerium, 
Foto), ais dieser 
sich nach seinem 
Etntrin in den Ruhestand im Marz 2001 vom 
Ausschuss fur Kommunalpolitik verab- 
schiedete. Held war viele Jahre lang Haupt- 
ansprechpartner der Landesregierung für 
kommunalpolitische Fachfragen der Abge- 
ordneten Rückblrckend außerte er sich zu- 
frieden mrt dem Erreichten und erwahnte 
besonders das modernste kommunale 
Wirtschaftsrecht in NRW Allerdings, 
schrankte er eln, m u s s  uber Ergebnisse 
wie bei der Telekommunikation nachge- 
dacht werden, die heute nur noch von pri- 
vaten Gesellschahn betrwben werde. Held 
warnte davor, biirgerschaftliches und eh- 
renamtliches Engagement durch zu viele 
gesetzllctie Auflagen zu regulieren und da- 
durch die notwendtge und erwünschte Of- 
fenheit, Formenvtelfalt und Spontanectat 
einzuschranken Er appellierte an alC Be- 
teiligten, dw Maglichkeiten des lnternet in 
die Uberiegungen mit einzubeziehen. 

Sencoren nehmen 
besonders haufig 
Ehrenemter wahr. 
Daher konnte HII- 
trud Wessling, 
Vorsitzende der 
Landessen ioren- 
Vertretung NRW 
(Foto), bei ihren 
Ausführungen auf 
einen reichen Er- 
fahrungsschatz zurückgreifen. Sie wunsch- 
te sich vor allem mehr Htlfe bei der Weiter- 
bildung der Aktiven, zum Beispiel um Ihnen 
das Beantragen von dffentlichen Fordermit- 
teln zu erleichtern. Abgeordnete Monika 
Duker (GRUNE) fragte Ursus Fuhrmann als 
Sprecher des Stadtetags NRW, ob es hhi- 
reich sein konnte, Gremien wie Jugendpar- 
iamente oder Seniorenbeirate gesetzlich zu 
normreren Der Sprecher lehnte dies ent- 
schieden ab und klagte, der gesamte Be- 
rech des Ehrenamts sei schon jetzt stark 
uberreguliert Senrorenbeirate konnten 
uberall, wo dies gewünscht werde, auch oh- 
ne eine gesetzliche Regelung durchgesetzt 
werden. Dem widersprach die Seniorenver- 
tretertn Htltrud Wessling heftig. Senforen- 
beirate würden von den Stadtraten immer 
noch häufig abgelehnt 
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Häusliche Gewalt 

Anhörung zu staatlicher Hilfe bei Gewalt in den Familien 

Nach Wohnungsverbot für Täter muss verhandelt werden 
Von Gewalt im sozialen Nahraum sind übenviegend Frauen und Kinder betroffen. Nach einer Studie der UNO hat jede dritte Frau in 
Deutschland Gewaltetfahrunoen. Um diese Gewalt nachhaltio zu bekämofen fordert die CDU-Fraktion in ihrem Antrao .Gegen Gewalt 
in der Ehe - Rote Karte für ~ewalttätige Ehepartner" (Drs. 13/85 1) gesetzliche Voraussetzungen für dre ~urchsetrung eines Verweises 
a u i  der ehelichen Wohnung. Zu diesem Antrag und zum Antrag von SPD und GRÜNEN .Häuslicher Gewalt entschreden entgegentreten 
- Aktionsolan dar Bundesreaieruna unterstützen und durch Landesaktions~lan bealeiten' lDrs. 13/916J führten die Landtaasaus- 
schüsse flir Frauenpolitik, lnn&e ve&altung und Kinder/Jugend/ Familie eine zweitägige ~ n h ö i u n g  am 25. und 26. Oktober durch. 

Dr. Albin Dearing (Innenministerium Wien, läuterte ein Regeiungsverfügungsverfahren, fe an den Polizeidienst- 
Foto r.) erläuterte Gesetze und Verfahren in eine Art Zivilzwangsprozess. Danach kann stellen nicht mehr pas- 
Osterreich, das mit der Gesetzgebung vor- der Täter für erst einmal zehn Tage aus der sieren. Eine Anhörung 
angegangen sei. Die drei Schritte: Ausbau Wohnung des oder der Opfer verwiesen des Opfers muss vorge- 
polizeilicher Befugnis (Ausweisen von und und somit gehindert werden, dem Opfer schrieben werden. In 
Rückkehrverbot für Gewalttäter), Ausbau weiteren Schaden zuzufügen und dies so- Osterreich gebe es 
einstweiliger Verfügung im Familiengericht gar ohne Zustimmung des Opfers, weii oft mittlerweile 800-900 
und die Einrichtung von Intewentionsstel- das Opfer nicht zu einer richtigen Entschei- Verfügungen. Somit 
len als Bindeglied zwischen Polizei und dung in der Lage ist. Diese kann von den werde das Dunkelfeld 
Justiz. Polizisten vor Ort getroffen werden. Die immer mehr einge- 

Zurückweisung der Frauen, die leider sehr schränkt. 
Dr. Liane Hofmeister (Gleichbehandlungs- oft als nicht glaubwürdig erachtet werden, 
beauftragte und Handelsrichterin Wien) er- weii sie angeblich zu emotional wären, dür- Renate Augstein (Bundesfamilienministeri- 

um Berlin) berichtete über den Aktionspian 
der Bundesregierung, der als Empfehlung 
an die Länder weitergereicht wurde. Ein Ge- 
waltschutzgesetz trete voraussichtlich am l .  
Januar 2002 in Kraft. Das Polizeigesetz kön- 
ne aber nicht so schnell geändert werden, 
weil es 16 verschiedene Bundesländer mit 
verschiedenen Voraussetzungen gibt. Die 
innenminjsterkonferenz hat alles für eine 
schnelle Anderuno der Länderaesetze vor- 

I bereitet. Zur ~ e ~ k i t u n ~  des Gewa~t~eset- 
zes befasse sich eine Bund-Länder-Unter- 
gruppe mit den Standards der Polizei-, Ju- 
gendamts- und Justiz-Fortbildung. 

I Professor Dr. Dr. Bock (Universität Mainz, 
Lehrstuhl für Kriminologie und Strafrecht) 
führte aus, bei der Anderung des Poiizei- 
und Ordnunasbehördenaesetzes oehe es 
darum. durcKeine erleiciitene poii;eirecnt- 
liche Krisenintervention Zeit 21, gewinnen, n 

Drc. . zweitägige Anhörung zum Thema .Häusliche L , .... . ret der ohne Gefahr weiterer ~erletzungen oder 
Krauskopf (Kinder/Jugend/Farnilie), Gerda Kieninger (Frauenpolitik, beide SPD), Klaus Stallmann (Innenaus- Schädigungen der betroffenen Personen 
schuss, CDU); dahinter V. I. Haustechniker Bernd Hallwaß. Ausschussassistent Frank Schlichting. die nötigen zivilrechtlichen Schritte einge- 

Foto: Schalte leitet werden können. Die massiven Eingrif- 

Rahmenbedingungen . . . 
(Fortsetzung von Seite 3) 
und Umwelt) betonten einhellig, dass Natur- 
schutz zwangsläufig eine gemeinnützige Ar- 
beit sei. Trotzdem werde man als Naturschüt- 
Zer häufig als „OkoV belächelt oder sogar von 
Politikern als Blockierer beschimpft Dies sei 
für das ehrenamtliche Engagement im Be- 
reich Naturschutz nicht gerade förderlich, kri- 
tisierte Klaus Brunsmeier vom BUND. Sein 
Kollege Marc vom Hofe mahnte vor allem 
Steuererleichterungen für die Helfer bei der 
Materialbeschaffung und bei Versicherungen 
an. 
In der anschließenden Fragerunde wollte Ab- 
geordnete Regina van Dinther (CDU) von den 
Sprechern von Industrie und Handwerk wis- 
sen, warum ehrenamtliches Engagement bei 
deutschen Arbeitgebern nicht denselben ho- 
hen Stellenwert besitze wie in den USA. son- 
dern bei einer Bewerbung eher sogar als 
Nachteil angesehen werde. Für die IHK ant- 
wortete Hans Georg Crone-Erdmann, die Si- 
tuation in den USA sei nicht mit der deutschen 
vergleichbar. Soziale Kompetenz sei aber bei 
jeder Bewerbung ein sehr wichtiges Kriterium. 
Allerdings dürfe es nicht so weit kommen. 
dass ein Ehrenamt zu einer Art "Berufsforde- 
rungsma0nahme" wird. Martin Schaffartzik 

Fraktionen zum Ehrenamt 
Der Landtag hat im .Jahr des Ehrenamts: genauer: internationales Jahr der Freiwilligen, 
von den Vereinten Nationen ausgerufen, im Man 2001 über das Thema debattiert (siehe 
Landtaa intern Nr. 8/2001J. Im Antraa 13/896. der der Aussoreche zuarunde iaa. fordert 
die CDÜ die ~andesregieiung auf, & ~hrenamt und freiwjlliges 6ürierengagGment zu 
starken. 

Unter anderem soll die Landesregierung zur Situation des Ehrenamts in NRW be- 
das Thema .Ehrenamtm in Schulen und in richten. Und sie soll eine Bilanz der Arbeit 
der Weiterbildung zum Schwerpunkt ma- sämtlicher Ehrenamtsagenturen und -bör- 
chen, einen Landespreis verleihen, ein Sen in NRW ziehen. 
Konzept zur Freistellung erarbeiten, Ar- Auch die SPD tritt für Änderungen beim Ar- 
beitgeber zu mehr Rücksicht veranlassen. beitsförderungsrecht ein, damit Arbeitslose 
Auch soll sie bürokratische Hemmnisse nicht ihre .Stütze' verlieren. wenn sie eh- 
beseitigen,Anreize im eigenen Bereich als renamtlich tätig sind. Auch soll die Arbeit 
Vorbild schaffen, für einen kommunalen der öffentlich Bediensteten bei den Freiwilli- 
.EhrenamtspassU und Raumangebote gen Feuerwehren von der Genehmigung 
werben, sich für Reformen beim Steuer- nach der Nebentätigkeitsverordnung aus- 
recht einsetzen, Freigrenzen,,fÜr Ehren- genommen werden. Im Jahr 2000, so die 
amtliche in Vereinen und Anderungen SPD-Politiker Horst Vöge und Bernd Fles- 
beim Arbeitsförderungsgesetz im Bundes- senkemper, habe das Land bürgerschaitli- 
rat initiieren. Schließlich soll die Landesre- ches Engagement mit vielen,Mitlionen Mark 
gierung in einem Konzept regeln, dass Eh- gefördert, zum Beispiel die Ubungsleitertä- 
renamtliche ihre Sachkompetenz in lan- tigkeit in über 23000 Sportvereinen mit 23 
despolitische Entscheidungsprozesse und jugendliches Ehrenamt mit 20 sowie 
einfließen lassen können. Sie soll jährlich Engagement Älterer mit 8,8 Millionen Mark. 

Landtag intern 15/2001 



Häusliche Gewalt 

fe in die Rechte des Beschuldigten, die das 
Gewaltschutzgesetz möglich machen soll. 
würden von der Bundesregierung durch ei- 
ne außerordentliche Bedarfslage begrün- 
det. Die Zahlen, die in die Offentlichkeit ge- 
lassen würden, seien wissenschaftsethisch 
veranhnrortungslos. Die angeblich 45000 
Frauen. die jährlich Schutz vor ihren gewalt- 
tätigen Männern in Frauenhäusern suchen, 
seien in einer sozialwissenschaftlich nicht 
nachvollziehbaren Weise eingeführt wor- 
den, die leider nur gebetsmühlenartig wie- 
derholt worden sei. Die Verteilung der Ge- 
walt zwischen den Geschlechtern sei, ent- 
gegen der Annahme von Bundes- und Lan- 
desregierung, im Wesentlichen zwischen 
Frauen und Männern gleich verteilt, stellte 
Bock fest. 
Für die Unterschiede in den geschlechter- 
spezifischen Quoten häuslicher Gewalt 
nannte er vor allem zwei Gründe: Einmal, 
dass Frauen und Männer aufgrund von 
Rollenverständnissen objektiv gleiches 
Verhalten unterschiedlich wahrnehmen 
und bewerten. Ferner das .outingm bei 
Frauen. Männer fürchteten diese Art der 
sekundären Viktimisierung und den Verlust 
einer achtbaren männlichen Identität. Für 
Frauen hingegen gebe es eine sozial aner- 
kannte Opferrolle, weshalb sie häufiger den 
Weg in die Offentlichkeit wählten,, zu den 
.Experten" und zu den Gerichten. Uber die- 
se Problematik verliere die Bundesregie- 
rung kein Wort und die Landesregierung 
folge ihr auch noch blind in dieser Angele- 
genheit 
Aus der .Intellektuellenideologie" der Frau- 
enbewegung könne so ein Massenphäno- 
men werden, wobei von Opfer und Täter auf 

Täter wisse, dass das Verletzen eines ande- 
ren Menschen unrecht sei. Es sei schlecht, 
wenn Täter nur zu einer Beratung gingen. 

I 
um geringere Strafen auferlegt zu bekom- 
men. Ein Netz von Beratungsstellen aufzu- 
bauen sei besser. Die Ausbildung dafür 
könnte die Euget übernehmen. 

Hans-Peter Peine (Rechtsanwalt. Interes- 
senverband unterhaltspflichtiger Väter und 
Mütter, München) hielt die Verweisdauer 
von 10 bis 20 Tagen für Gewalttäter für zu 
gering. da das Gewaltpotenzial nicht so 
schnell abgebaut werde. Die Schulung der 
Polizei müsse genau auf die Situationen 
spezialisiert werden und ausgebaut werden. 
damit Polizisten beim Einsatz wüssten, was pome/prBsaenl n u w  mmber(~ynaer,  1,) und 
sie tun könnten und was nicht. Heldi Saannann aus BklefeM. 

Im Themenblock .Polizein machte Hubert 
Wimber (Polizeipräsident Münster) klar, 
häusliche Gewalt sei zu etwa 90 bis 95 Pro- 
zent männliche Gewalt, und zwar meist 
kein einmaliges Erlebnis. sondern regel- 
mäßige, eskalierende Taten. Die Gewalt 
zeige sich in körperlicher Misshandlung, 
Demütigung. Drohungen, Nachstellen, 
Nötigung und Einschüchterung. Die Ande- 
rung der Paragraphen 34 und 35 Polizeige- 
setz reiche nicht aus. Zum Gesetzesent- 
wurf äußerte er sich positiv, er sei geeignet. 
einen lückenlosen zeitlichen Schutz von 
der Tat bis zur Erwirkung gerichtlicher 
Schutzanordnungen zu gewährleisten. Der 1. 

- 

Nachbesserungsbedarf bestehe nur im 

Thema Datenschutz. 

.I 
Bereich der Gefahrenprognose und dem ute tischw (1.) rnernunneretcn rraoennrrre- 

netz und Pmfessorin 01. Ceml Hagernenn-While 
zum Bereich .lnierventlon: 

Der Landesvorsitzende der Gewerkschaft 

Nach dem Vortrag ging ein Raunen durch den Saal.. . cc 99 

die Frau und den Mann geschlossen werde. 
Es dürfe nicht in einen Kampf gegen 
Männergewalt enden. Das Gesetz fördere 
nicht den konstruktiven Dialog der Ge- 
schlechter, sondern sei ausschließlich auf 
Enteignung, Entmachtung, Ausgrenzung 

der Polizei, Swienty, begrüßte das Gesetz 
und forderte mehr Polizisten, um die zu 
übertragenden Aufgaben bewältigen zu 
können. Nach ihm sprachen weitere Vertre- 
ter der Polizei. 

und Bestrafung von Männern a~sgerichtet 
Sein Ziel se, es nicht. häusliche Gewalt zu 
bekämpfen. sondern nur Männerbestrafung. 
Er endete dann seine Rede mit dem folgen- 
den Satz: 

Nancy Gage Lindner (Deutscher Juristin- 
nenbund) und Blrgit Korn (Sonderdezer- 
nentin für häusliche Gewalt bei der Staats- 
anwaltschaft Bielefeld) trugen juristische 
Probeme vor. Familienrichterin Andrea Ka- 
minski aus W u ~ ~ e r t a l  lobte die Wohnunas- 

.Es ist der Geist der Besitrstandswah- verweisungen bis zu einem ~erhandlungs- 
rung und Arrondierung von Machtposi- termin nach drei bis fünf Tagen. In aller Re- 
tionen, der Geist einer Monapolisierung gel gelinge dann auch eine Lösung, die den 
des eigenen Expertinnen- und Helfersta- Ehemann das Gesicht wahren lässt. Er zie- 
tos sowie des Opferstatus für die eigene he nämlich nach dem Termin freiwillig aus. Sab,,,e H,,,Eend-Lenti. ( s P I b B I ) Y ~ d e .  L, zum 
Klientel - unter zynischer Missachtung Dann könne man über Regelungen wie den Thema W o h n u n g s ~ u n g  und Sdiuhe- 
desstillen Leidesanderer Opfergruppen. Besuch des Vaters bei seinem Kind reden. BerndllumSerelch ,KlnderrAGeMi,fbezl.hun- 
Der Landtaa solfte deshalb auch diesen Denn in familiären Beziehunaen aelte: .Je- -ama C .̂--. P1k6Ha LI-,, . 
Antraa ablehnen." der vernichtende Siea einer Seiteyächt sich 

Als er zu Ende gesprochen hatte, ging ein 
Raunen durch den Plenarsaal und die Vor- 
sitzende sorgte mit dem Satz für Ruhe, dass 
jede Meinung in diesem hohen Haus an- 
zuhören und zu respektieren sei. 

Burkhard Oelemann (Europäische Gesell- 
schaft Gewaltberatung und Tätertherapie, 
Euget) analysierte den Täter an sich und 
gab zu bedenken, dass männliche Täter auf 
längere Zeit gewalttätig seien und dass in 
der Beratung erreicht werden müsse, dass 
der Täter nicht noch einmal gewalttätig wird. 
Nur wenn der Täter von sich aus komme, 
könne man ihn sinnvoll und schnell behan- 
deln. Der Täter drücke nur seine Liebe aus 
und gebe seine Verantwortung ab. Jeder 

- 
bitter und sofort." 

Zum Themenblock .FrauenhilfenetzV waren 
Ex~ertinnen des Paritätischen Wohlfahrts- 
verbandes NRW, der Landesarbeitsgemein- 
schalt Autonomer Frauenhäuser NRW und 
der Landesarbeitsoemeinschait Autonomer 
~rauenberatungssrellen NRW eingeladen. 
Sie unterstützten den Gesetzesentwurf und 
machten auf Probleme im Detail in ihren 
Einrichtungen aufmerksam. Zum Themen- 
block Intervention berichtete Heike Herold 
von dem Inte~entionSprOjekt CORA aus 
Rostock. 

Am Freitag führte Sabine Holland-Lentz 
(Arbeitsgemeinschaft der kommunalen 
Spitzenverbände) zum Thema Wohnungs- 

Verweisung aus, die praktischen Erfahrun- 
gen aus Baden-Württemberg zeigten, dass 
der Zeitraum von zehn bis zwanzig Tagen 
nicht ausreiche. um behördliche und ge- 
richtliche Schreiben zu überstellen. Der Tä- 
ter sollte auch nicht nur aus dem häUslichen 
Bereich des Opfers bleiben, sondern auch 
in der Offentlichkeit einen Abstand von 100 
Metern wahren, forderte sie. 

Zum Themenblock „Kinder in Gewaltbezie- 
hungen" sprachen Edit Welser (Landesar- 
beitsgemeinschaft Autonome Mädchen- 
häuser), Professorin Dr. Luise Hartwig 
(Fachhochschulen Münster) und Klaus 
Völlmecke (Amt für Kinder, Jugend und Fa- 
milie aus der Stadt Köln). Raphael Köllner 



Verkehrspolitik 

Verkehrspolitiker einigten sich auf Maßnahmen gegen Fluglärm 

Sieben Prüfungsaufträge an die Landesregierung 
Im Verkehrsausschuss einigten sich alle vier Fraktionen in der von Manfred Hemmer (SPD) geleiteten Sitzung am 24. Oktober auf eine 
gemeinsame Entschließung "Luftverkehr in NRW braucht verlässliche Rahmenbedingungen" zum FDP-Antrag .NRW-Luftverkehrskon- 
zeption 2010 bedarf der Zustimmung des Parlaments'! SPD und GRÜNE zogen daraufhin ihre frühere Entschließung zurück. Der CDU- 
Anvag "Eckpunkte der Luftverkehrspolitik" wurde für erledigt erklärt. 

Aus der Anhörung zum Luftverkehr habe 
sich Prüfungsbedarf ergeben, stellen die 
vier Fraktionen fest und fordern die Landes- 
regierung auf, ein interdisziplinäres For- 
schungsprogramm zu Wirkungen des 
Fluglärms bis zum 30. März zu entwickeln; 
datenschutzrechtliche Bestimmungen zu 
prüfen, um eine Flugspurverfolgung per Ra- 
dar zu ermöglichen und damit Lärmsünder 
zu identifizieren: Bauland in Flughafennähe 
möglichst zu begrenzen; die betriebliche 
und technische Zusammenarbeit der NRW- 
Flughäfen zu fördern; die Reduzierung der 

Überlastung im europäischen Luftraum zu 
unterstützen. 

Außerdem soll die Landesregierung die Er- 
weiterung der ICAO-Liste unterstützen, um 
den Einsatz Iärmärmerer Flugzeuge, insbe- 
sondere in der Nacht, durchzusetzen. Fer- 
ner soll sie prüfen, ob die Lärmintensität an 
einzelnen oder allen Flughäfen in NRW 
durch die Einführung des Steilstartverfah- 
rens reduziert werden kann. 

Ergänzt durch diese Prüfungsaufträge 
stimmt der Landtag, so empfiehlt der Ver- 

S P D / G R ~ N E - V ~ ~ S C ~ I ~ ~  zum Regionalverkehr 
Fahrzeugpool und Managementgesellschaft 

Der Verkehrsausschuss stimmte dem SPD-/GRÜNE-Antrag ,,Neue Kundenorientierung 
durch Weiterentwicklung und Stärkung des Öffentlichen Nahverkehrs" (Drs. 13/1534) 
mehrheitlich gegen die Stimmen von CDU und FDP zu, den die Koalitionsfraktionen zur 
Novellierung des Landesregionalisierungsgesetzes eingebracht hatten. Verkehrsminister 
Ernst Schwanhold begrüßte die Vorschläge von SPD und GRÜNEN und kündigte die Ge- 
setzesnovelle für Ende 2001/Anfang 2002 an. 

Gerhard Wirth (SPD) begründete den An- zeugförderung müsse umgestellt werden. 
trag mit dem Ziel, mehr Verkehr auf die Bei der Opposition löste der Antrag miss- 
Schiene zu bringen. Die Fahrleistung solle trauische Fragen aus. Gerhard Wächter 
von zurzeit 86 Millionen Zugkilometern (CDU) hielt einen Fahrzeugpool für ord- 
pro Jahr auf 98 Millionen Zugkilometer er- nungspolitisch problematisch. Als Einrich- 
höht werden. Die Zweckverbände seien tung der Zweckverbände könne er sich 
gut eingespielt und sollten erhalten blei- die Managementgesellschaft vorstellen, 
ben, jedoch ein gemeinsames Manage- aber eine Landeseisenbahngesellschaft 
ment erhalten. Ein gemeinsamer Fahr- dürfe das nicht sein. Nicht einverstanden 
zeugpool könne für den Wettbewerb von sind CDU und FDP mit dem Ausschluss 
Anbielern sinnvoll sein. Peter Eichenseher von Schienenersatzverkehr aus der Fahr- 
(GRÜNE) ergänzte, der Einsatz von Bus- zeugförderung, weil damit ländliche Räu- 
Sen und Bahnen solle optimiert, ein ge- me ins Hintertreffen geraten könnten. 
meinsamer Tarif angestrebt, aber nichts Christof Rasche (FDP) sah ferner Proble- 
übers Knie gebrochen werden. Die Fahr- me auf dem Weg zu mehr Weflbewerb 

Die Parlamentarische Gruppe 
Bahn, der rund 80 Abgeordnete 
aller Frakbonen angehoren, hatte 
Anfang Oktober Bahnchef Hart- 
mut Mehdorn zu Gast, um sich 
dre Unternehmensstrateg~e .Of- 
fensive Bahn" erlautern zu las- 
sen Mehdorn kundlgte konse- 
quente Verbesserungen bel der 
Sauberkeit und ern neues 
Prersmanagement an, das Bahn- 
fahren so b1111g wte noch nle ma- 
chen werde 

Der Vorsitzende der Parlamenta- 
rischen Gruppe Bahn, Manfred 
Hemmer (SPD), betonte die Be- 
deutung der 18 Millionen Einwoh- 
ner von Nordrhein-Westfalen als 
großtem Kunden der Bahn Der 
Verkehrstrager Schiene habe ei- 
nen zentralen Stellenwert fur die 
Zukunft der Mobilitat und musse 
weiter ausgebaut werden, sagte 
Hemmer, auch als Vorsitzender 
des Verkehrsausschusses des 
NRW-Landtags 

kehrsausschuss laut Entschließung der vier 
Fraktionen, der Luftverkehrskonzeption der 
Landesregierung zu und fordert diese auf, 
unter Abwägung der wirtschaftlichen und 
ökologischen Belange sowie unter Beach- 
tung der berechtigten Interessen der An- 
wohnerinnen und Anwohner diese Konzep- 
tion umzusetzen. 
Die Sprecher der Fraktionen äußerten sich 
erfreut über das einmütige Votum und die 
gemeinsamen Handlungsempfehlungen, 
teilweise unter dem Vorbehalt der Zustim- 
mung ihrer Gesamtfraktion. 

„durch soziale Standards'. die laut Antrag 
der Koaiitionsfraktionen „dauerhaft hohe 
Qualität und Zuverlässigkeit sichern" 
sollen. Auch störte ihn, dass zugunsten 
neuer Strecken künftig sowohl Betriebs- 
kosten als auch Infrastruktur gefördert 
werden können sollen. Bernhard Schem- 
mer (CDU) vermisste Wirtschaftsprü- 
fungsregelungen. Minister Schwanhold 
stellte sich vor, dass der Fahrzeugpool 
weder von den Zweckverbänden noch 
von Kommunen oder Land geführt werde. 
In ihrem Antrag fordern die Fraktionen der 
SPD und der GRUNEN auch, im ge- 
änderten Regionalisierungsgesetz einen 
Schienenpersonennahverkehrsplan im 
Rahmen der integrierten Gesamtverkehrs- 
Planung festzuschreiben. Die SPNV-För- 
dermöglichkeiten sollen in einer Verwal- 
tungsvorschrift geregelt und vereinfacht 
werden. Die Förderung soll auf Effizienz, 
Weflbewerbsfähigkeit, Vertaktung und 
Qualität ausgerichtet werden, „unabhängig 
von der angewandten Technik. Zusätzli- 
che Busverkehre sollen fördetwürdig sein, 
aber keine Schienenersatzverkehre. 

Parlamentarische Gruppe Bahn 
hatte den Chef der Deutschen Bahn AG 

Hartmut Mehdorn eingeladen 
.Nicht so sehr in 
den Vorzeigezu- 

gen wre dem /CE, 
sondern vor allem 
In den Regionai- 
ziigen brauchen 
dre Fahrgaste ei- 

ne Srtzplatzga- 
rantre': forderte 

Landtags- 
prasident Ulrich 

Schmidt beidem 
Treffen der Parla- 
menfariergruppe 

mit Sahnchef 
Mehdorn (Foto): 

,Wer bewusst 
aufs Auto verzich- 

tet, braucht eine 
saubere und 

pünktliche Bahn." 



Personalhaushal t  

Unterausschuss Personal 

Unfrei williges Sparen 
bei der wichtigsten 
Ressource des Landes 
Der Unter2usschuss Personal horte in der 
von Helmut Stahl (GDU) und Erwin Siek- 
mann (SPD) geleiteten Sitzung am 23 Ok- 
tober Sprecher der Berufsverbande rum 
Personalhaushalt 2002 an Vorsitzender 
Stahl gnff eingangs Kritik der Verbande am 
Verfahren auf, die nach der Anhorung zum 
Haushalt 2001 aufgekommen war Fur die 
Berufsverbande druckte der Sprecher des 
Deutschen Beamtenbunds, Meinolf Gunter- 
mann, die Erwartung aus, dass ihre Stel- 
lungnahmen nun be! den parlamentan- 
schen Beratungen des Haushaltsentwurfs 
2002 auch berucksichtigt wurden Nachste- 
hend eine Zusammenfassung des Verlaufs 
der ersten Stunde der Anhorung und Aus- 
zuge aus der Zuschrift des Deutschen Be- 
amtenbunds (73/1061) 

Insgesamt habe sich, so Andreas Schmidt 
(Deutscher Gewerkschaftsbund), seit der 
vorigen Anhorung im Januar 2001 nichts 
geandert (Landtag intern Nr 1 /2001) Ob- 
wohl Personal die wichtigste Ressource des 
Landes sei, mussten die Beschaftigten des 
offentlichen Dienstes unfreiwillig zur Haus- 
haltskonsolidierung beitragen Die steigen- 
den Versorgungslasten seien vorhersehbar 
gewesen Fehlende rechtzeitige Ruckstel- 
lungen seien ein politisches Versaumnis 
Bei vorzeitigen Pension~erungen infolge von 
Dienstunfahigkeit solle uber andere Ver- 
wendungen nachgedacht werden, vor allem 
im Schulbereich Der DG6 wolle auch mehr 
Transparenz bei eingesparten Mitteln fur 
Leistungspramien Altersteilzeit durfe nicht 
nur zu einem Instrument des Stellenabbaus, 
sondern musse auch beschaftigungspoli- 
tisch wirksam werden Helmut Diegel (CDU) 
meinte zur DGB-Forderung, die Anwarter- 
bezuge zu erhohen, die hohe Qualifikation 
der Auszubildenden sei Ursache fur zuneh- 
mende Abwerbung durch die Wirtschaft, 
nicht die Besoldung Erwin Siekmann (SPD) 
mahnte angesichts der sich jahrlich stei- 

Petitionsausschuss 

Korrekturaufwand 
ab 2003 berücksichtigt 
Nach erfolglosem Vorbringen beim 
Schulministerium wandte sich die 
lnteressenveflretung der Korrekturfach- 
lehrer an den Petitionsausschuss, um ih- 
re korrekturbedingte durchschnittliche 
Mehrbelastung von 17 Wochenstunden 
berücksichtigt zu bekommen. 

Der Petitionsausschuss konnte der Ver- 
einigung Mitte September mitteilen, dass 
ab dem Schuljahr 2002/03 der Korrek- 
turaufwand bei der Unterrichtsverpflich- 
tung berückeichtigt werden könne. Das 
Schulministerium lasse ein .Bandbrei- 
tenmodell" erproben, wonach in einzel- 
nen Schulen die Pflichtstundenzahl 
über- oder unterschritten und unter- 
schiedliche Belastungen gleichmäßiger 
ausgeglichen werden könnten (Vorlage 
13/893). 

Im Unterausschuss Personal des Finanzausschusses nahmen G„ „,echer der Berufsverbände zum Enfwurl 
des Personalhaushalts 2002 Stellung, zum ersten Mal auch ein Sprecher der Vereinigung der Dienstleis- - - 

t.ngsge.vernscnalten der o : i or Beg nn aer Anh..rr.ng G sei8 .Yalshen (SPD. slei Jertferenoe i/ors;rzende, m 
Gesoracn mir dnlerarrsscnLssi or? izenoem Helm-r Sta-1 iCDUi oaninter CDU-Sorecher he1mi.r D eoe Lno 
Ministerialrat Hans-Joachim Donath (Gutachterdienst der ~andiagsverwallung) 

gernden Versorgungslasten gemeinsame 
Anstrengungen an. 

Sozialpädagogen 
für die Schulen 

Fur den Landesbund NRW des Deutschen 
Beamtenbunds (DBB) forderte Meinolf 
Guntermann haushaltspolitische Reaktio- 
nen auf „personelle Brennpunkte" im Lan- 
desdienst, wozu er außer der Finanzver- 
waltung die Polizei, den Lehrerbereich, die 
Justiz und hier besonders den Strafvollzug 

zahlt Zum Lehrerbereich verwies Andrea 
Langhans auf erheblichen Konkurrenz- 
druck aus den Nachbarlandern, wo etwa 
die Besoldung der Realschullehrer ent- 
schieden gunstiger sei Die Lehrerarbeits- 
zeit sei fur alle Schulformen zu senken Der 
Einstieg in die Altersteilzeit solle schrittwei- 
se ab dem 55 Lebensjahr beginnen An- 
warterzuschlage sollten die Lehrerausbil- 
dung attraktiver machen Der DBB fordere 
auch Stellen fur Sozialpadagogen an 
Schulkindergarten. an Hauptschulen. an 
Gesamtschulen und fur alle Sonderschu- 
len Der Haushaltsansatz fur Reisekosten 
bei Studien- und Wanderiahrten musse er- 
hoht werden 

Mrt einer Stenograliermaschine hielt Gaststenografin Heidrun Seyring aus Leipzig den Sltzungsverlauf fest. 
sie beherrscht als einzige in Deutschland die Technik, die sofcfiiges Lesen des Gehorten auf dem Laptop er- 
moglichl Fotos Schalte 

Landtag intern 15/2001 



Kontrovers unter Euro~a~olitikern im Landtag 

Volle Rechte oder nur Beratung 
für Ausschuss der Regionen 

Im MittelpunM der Sitzung des Ausschusses für Europe- und Elne- Welt-Politik am 29. 
Oktober stand ein Bericht des SPD-Landtaosabaeordneten Professor Dr. Manfred Dam- 
meyer (Foto r.) über ein von ihm in seiner~unkion als Erster Vlzepräsident des Aus- 
schusses der Regionen verfasstes Memorandum des Ausschusses der Regionen (AdR) 
zur Zukunft der Europäischen Union (EU-Vorlage 13/117). 

Das Memorandum stehe im Zusammen- 
hang mit dem so genannten Post-Nizza- 
Prozess, erläuterte Professor Dammeyer. 
Auf der Regierungskonferenz von Nizza sei 
verabredet worden, dass es 2004 eine wei- 
tere Regierungskonferenz geben werde. 
Dort gehe es um die Vereinheitlichung der 
Verträge bzw. die Schaffung einer Verfas- 
sung, den Charakter der Grundrechtecharta, 
die Neuordnung der Kompetenzen in der 
Europäischen Union und die Architektur der 

an dem zur Vorbereitung der Regierungs- 
konferenz 2004 einzuberufenden Konvent 
als aktives Mitglied beteiligt zu werden. Die 
gegenwärtige belgische Ratspräsident- 
schaft habe vorgeschlagen, dass diesem 
Konvent 15 Regierungsvertreter, 16 Vertre- 
ter des Europäischen Parlaments, 30 Ver- 
treter der Parlamente der Mitgliedstaaten 
und ein Vertreter der Europäischen Kom- 
mission angehören sollen. 
Die Beitrittsländer sollen mit einem Regie- 

europäischen Institutionen unter Berück- rungsvertreter und zwei ~arlamentsver%e- 
sichtigung der nationalen Parlamente. tern einen aktiven Beobachterstatus (mit 

Hüterfunktion 

Diese Thernenbereiche berührten auch den 
AdR. Der AdR sehe sich als Hüter des Sub- 
sidiaritätsprinzips. Bei der Definition der 
Kompetenzen musse dieses Prinzip auch 
zum Traaen kommen. Insoweit leae oer AdR 
auch W& darauf. an der ~ i s k k s i o n  über 
die Kompetenzverteilung beteiligt zu wer- 
den. Auch bei der Frage der Architektur 
müsse der AdR gehört werden, wenn es 
darum geht, welche unterschiedlichen Ebe- 
nen an einem Konzept europäischer Institu- 

Antrags- und Rederecht, aber ohne Stimm- 
recht) einnehmen. AdR und Wirtschafts- 
und Sozialausschuss sollen ebenfalls Ver- 
treter entsenden. Außerdem soll es eine 
ausführliche Diskussion mit der Zivilgeseil- 
schaft geben. 

Rede- und Stimmrecht 

Der AdR selber fordere eine vollberechtigte 
Teilnahme an den Arbeiten des Konvents. 
Man habe sich auf die Formel verständigt: 
Der Status ist wichtiger als die Zahl. Es sei 
ein entscheidender Geburtsfehler der AdR 

tionen kunflig beteiligt werden. gewesen, dass er ans beratender Ausschuss 
Das Memorandum steht in enaem Zusam- etaolierr worden sei. D'e Diskussion um die 
menhang zu zwei weiteren papieren über 
die Vorbereitung des Europäischen Rates in 
Laeken und zur Rolle der Regionen mit Ge- 
setzgebungsbefugnissen, die auf der Ple- 
narsitzung des AdR irn November verab- 
schiedet würden. 
Zentrales Motiv all dieser Berichte ist die 
Stärkung des AdR am europäischen Wil- 
lanchilrliinnrnrn~nrc i ia r  A A R  rnklsimiara 

Rolle der Regionen entwickle sich jedoch in 
ganz Europa weiter. Dies hänge auch mit 
den Aktivitäten der so genannten Konstitu- 
tionellen Regionen, also solchen mit Ge- 
setzgebungsbefugnissen, zusammen, die 
mehr Einflussmöglichkeiten auf den eu- 
ropäischen Rechtsetzungsprozess haben 
wollen. Auch wenn sich etwa die deutschen 

Abgeordnete lnge Lagemann (SPD) undEdith Müller (GRÜNE, Vizepräsidentin des Landtags) im Europa-Aus- 
schuss. Fotos: Schälte 
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schen Regionen durchaus inrer innerstaat i- 
chen Einflussrnöalichkeiten auf ihre natio- 
nalen Fiegierung& bewusst sind, so orien- 
tiere man sich jedoch darauf, dass der AdR 
das Gremium sein solle, das ihre Interessen 
insgesamt aufnehme. 
Edith Müller (GRUNE) lehnt einen Anspruch 
des AdR auf vollwertiger Teilhabe am eu- 
ropäischen Rechtsetzungsprozess ab. Sie 
halte einen derartigen Anspruch nicht für 
gerechtfertigt. Vielmehr müsse das konsul- 
tative Element gestärkt werden. Sie plädiere 
auch deshalb für diese Konsultative, weil es 
nicht möglich sein werde, die angestrebte 
Vollwertigkeit zu erreichen. Es gehe nicht 
an, dass ein von ihr nicht gewählter Vertreter 
einer Region in Brüssel das konterkariere, 
was die von ihr gewählten Abgeordneten 
auf Bundes- und Europaebene vertreten. 
Die Kohärenz deutscher Europapolitik wür- 
de untergraben. 

Beratungsfunktion 

Die Länder hätten die Möglichkeit, sich über 
Artikel 23 des Grundgesetzes einzumi- 
schen. Auch wäre der AdR im Fall der Voll- 
wertigkeit überfordert. Angesichts der eu- 
ropäischen Strukturen müsse der konsulta- 
tiven Gewalt ein besonderes Gewicht beige- 
messen werden. Wer zu stark auf die konsti- 
tutionellen Regionen fokussiere, spalte die- 
se letztendlich, weil das föderalistische 
Prinzip deutscher Prägung zu einer Art 
Bla~IJause für die Europäische Union qe- 
macht werde. 

- 

Hannelore Kraft (Ministerin für Bundes- und 
Euro~aanaeleaenheiten) verwies auf die 
~ i ta ibe i t  NlordFhein-Westfalens in der Grup- 
pe der Regionen mit Legislativbefugnissen. 
Irn Rahmen einer projektbezogenen Zu- 
sammenarbeit wolle man nordrhein-westfä- 
lische Ziele verwirklichen. Es gehe darum, 
einen größeren Einfluss auf das zu bekom- 
men, was in Europa passiere und direkt vom 
Land im Rahmen seiner ureigensten Kom- 
petenz zu entscheiden sei. Sie verdeutlich- 
te, dass die Landesregierung dem AdR den 
Rücken stärken werde. Voraussetzung hier- 
für sei jedoch, dass der AdR sich intern an- 
ders organisiere. Es sei nicht mehr hin- 
nehmbar, dass dänische Gemeinden ge- 
nauso positioniert würden wie Regionen mit 
Legislativbefugnissen. 

Landtag intern 15/2001 



Haushaltsausschiiss 

Kein Kreditgeber für die LTU sei erkennbar, 
die Lage sei schwierig und sehr ernst, sagte Neuer WestLB-Chef im Haushaltsausschuss 
Minister Steinbrück zur Bürgschaftsangele- 
genheit der Düsseldorfer Charterfluggesell- Auch LTU-Krise und gestiegene Kosten 
schaft. Ein Bürgschaftsantrag der LTU liege 
nicht vor. LTU sei unverschuldet in diese 
Bredouille gekommen. und zwar durch den der NRW-Vertretung auf der Tagesordnung 
lnsolvenzantrag des 49,9-Prozent-Anteils- 
eigners Die Landesregierung sei Im Haushalts- und Finanzausschuss trug WestLB-Vorstandsvorsifzender Jürgen Sen- 
am Erhalt der Arbeitsplätze und des LTU- gera in vertraulicher Sitzung am 8. November Einzelheiten der neuen Unter- 

DüsseldOri sehr wer- nehmenskonzepfion vor. Die Dringliche Anfrage der CDU-FraMion nach den Chancen 
de ab'?r nicht sondern erst zur Rettung der Charter-Fluglinie LTU beantwortete zuvor Finanzminister Peer Steh- 
nach Ubernahme der Anteile durch einen brück. AnschlieBend berichtete, ebenfalls auf Antrag der CDU-Fraktion, Städtebaumlnis- 
neuen Investor und eines belastba- ter Dr. Vesper zur .Kostenentwicklung beim Neubau der NRW-Landesvertretung in Ber- 
ren Unternehmens- und Finanzierungsk0n- l inl  Erst drei Stunden nach Sitzungsbeginn konnte sich der Ausschuss dann den Haus- 
zepts einer Bürgschaft zustimmen. haltsberatungen und der weiteren Tagesordnung widmen. 

Auf die Frage von Helmut Diegel (CDU) 
nach dem Zeithorizont ergänzte der Finanz- 
minister, zusätzlich drohe der LTU Lizenz- 
entzug durch das Luftfahrtbundesamt auf- 
grund von Illiquidität. Das Problem müsse 
innerhalb der nächsten 14 Tage gelöst wer- 
den. Bei der EU in Brüssel. antwortete er auf 
eine Frage von Edith Müller (GRUNE), sei 
rein vorsorglich ein Notifizierungsantrag 
über den Bundesfinanzminister gestellt 
worden. Die EU bewillige im Ubrigen Beihil- 
fen zur Rettung von Unternehmen nur für ei- 
nen Zeitraum von sechs Monaten. Die fest- 
en Regeln für Bürgschaftsanträge, versi- 
cherte er dem CDU-Fragesteller Michael 
Breuer, würden auch im Fall LTU eingehal- 

I 
ten. L 

Fest mel Stunden lang deuerie das WNauIIche Oespriich des HaUEhaitseussßhusses mlt dem Vor- 
standswrslhenden der WestLB. Jtirgm Sengera (LA hier m# AusschusPIvorsIhendem Volkmer W n  Neuer Vorstandsvorsitzender ~010s: schalte 

Mit dem Gespräch mit dem neuen Vor- 
standsvorsitzenden der Westdeutschen 
Landesbank, Jürgen Sengera, setze der 
Haushaltsausschuss eine gute Tradition re- 
gelmäßiger Gespräche des Ausschusses 
mit dem Chef der Landesbank fort. sagte 
Vorsitzender Volkrnar Klein (CDU). Sengera 
berichtete über die Neustrukturierung der 
WestLB. teilte Erkenntnisse des Vorstands 
zum EU-Verfahren mit, gab einen Uberblick 
über die Geschäftsentwicklung im ersten 
Halbjahr 2001 und antwortete auf zahlrei- 
che Fragen der Abgeordneten. 
Der 57-jährige Bankmanager ist seit 1984 
Mitglied des Vorstands der WestLB und seit 
1. September 2001 dessen Vorsitzender. Er 
wurde in SchwerteIWestfalen geboren und 
studierte nach der Ausbildung zum Indu- 
striekaufmann Betriebs- und Volkswirt- 
schaftslehre. Bis zu seiner Wahl leitete Sen- 
gera das Investment-Geschäft der WestLB. 

Berlin-Vertretung 

Das neue Haus der Landesvertretung NRW 
in Berlin wird auch vom Landtag gewünscht. 
Das machten auch die Abgeordneten der 
Oppositionsfraktionen deutlich. Sie kritisier- 
ten jedoch die mangelhafte Information des 
Parlaments über Kostensteigerungen durch 
Städ!ebauminister Dr. Michael Vesper 
(GRUNE). Dr. Stefan Grüll (FDP) und Werner 
Jostmeier (CDU) hielten ihm vor allem 
mehrfache Zus cherungen im Hauptaus- 
schuss vor. der Kostenrahmen werde einae- 
halten. und später die Auskunft, 
Preise bei Stahl und Glas seien Ursache für 
die Kostensteigerung. Jostmeier meinte, die 

Landesregierung neige zu Politik am Parla- - - 
rnent vorbei. 
Minister Dr. Vesper (Foto unten) erläuterte 
die Ausschreibuna von fünf Fachlosen als 
einzigen Weg. den Bau voranzutreiben, da 
NRW ohnehin spät dran sei mit seiner Ver- 
tretung in NRW. Er wies auf den Bauboom in 
der Hauptstadt hin, der Aufträge an Fachfir- 
men einschränke. Der Neubau sei ein Uni- 
kat. Ein solches Bürogebäude gebe es noch 
nicht, sagte er und kündigte die Eröffnung 
für die letzte Plenaiwoche des Bundesrat, 
im Juni 2002 an. 

Landesbürgschaft 
Auch der Ausschuss Mr Wirtschaft, Mittel- 
stand und Technoloale debattierte In ei- 
ner Aktuellen ~ierte&unde in der von Dr. 
Helmut L i n m  (CDU) geleibeten öiient- 
lichen Sitzung am 31. Oktober übet das 
Thema .Landesbürgschafi für dii LTU". 
Wirtschaftsminister Emst Cchwanhold 
stellte die derzeitigen Eesitzverhältnlsse 
dar und machte keinen Hehl aus seinem 
kgew über den Anteilseigner Swissair. 
Auf Fragen von Christian Weisbrich (CDU) 
nach einem neuen Eigner anmrtete er, 
die Landesregierung wolle keine Flug* 
sellschaft besitzen. Nachdem viele Elw 
zelaspeb der Krise beleuchtet worden 
waren, erkl8rte SPD-Sprecher Wemer BI- 
schon, die Landesregierung betreibe hier 
Konfliktmanagement für ein großes 
Unternehmen und nehme Landesinteres- 
Sen am Erhalt des Standorts und der Ar- 
beitsplätze wahr. Rüdiger Sagel (GRUNE) 
forderte die Landesm$erung auf, ange- 
sichts der akluellen Probleme im Luftver- 
kehr und im Landeshaushail sehr restrik- 
tiv zu prüfen. 
Zum Haushaltsentwurf 2002 Interessierte 
die Oooosition vor allem die Kürzuna des 
~essohetats, den Minister Emst S c h m -  
hold bedauerte, aber Mr himehmbar hielt 
Er begründete den überproportional ho- 
hen Rückgang im Wirtschaftshaushalt mit 
dem Mehrbedarf für die Gemeinschafts- 
Programme aufgruml der Ausiinanzie- 
rung der EU-NRW-Programme. Zweitens 
liege die Kohlehilfe um 40 Millionen Euro 
unter dem Ansatz des Vorjahres. 

Landtag intern 15/2001 



Finanzpolitik 

Haushaltsausschuss in Detmold (11) 

Nach den Geldsorgen ins Schloss 
Der Haushalts- und Finanzausschuss informierte sich unter der Leitung seines Vorsit- 
zenden Volkrnar Klein (CDU) im Rahmen seiner auswartigen Sitzung im Kreishaus des 
Kreises Lippe am 28. September über aktuelle Probleme der kommunalen Finanzaus- 
stattung. 

Von Landrat Friedel Heuwinkel, der Käm- ke zwar die kommunale Selbstverwaltung. 
merin des Kreises Lippe, dem Kalletaler Allerdings stammten diese Mittel aus der 
Büroermeister. Klaus Fritzerneier. und dem lnvestitions~auschale und seien nicht zu- 
~ämmerer der Stadt ~erlin~hausen, Bertold sätzlich. ' 

Lülf, hörten die Abgeordneten Sorgen über Der Wegfall der Zuweisungen für über- 
die Auswirkungen der geplanten Anderun- durchschnittlich hohe Schülerfahrkosten 
gen bei der Finanzausstattung durch das bereite insbesondere kleineren Flächenge- 
Gemeindefinanzierungsgesetz 2002. meinden Probleme. Die Auswirkung der An- 
Bertold Lülf führte aus, die Sparpolitik in derungen bei der Förderung des Brand- 
den vergangenen Jahren habe nicht nur zu schutzes bleibe abzuwarten. Die Ver- 
einem Abbau von mehr als 30000 Arbeits- besserunoen der Schlüsselmasse werde 
plätzen in den Kommunen geführt, sondern 
auch zu einem deutlichen Rückgang an 
kommunalen Investitionen. Nach einem 
Bericht der Bundesbank seien die Steuer- 
einnahmen der Kommunen im Jahresver- 
gleich um fast 4,5 Prozent zurückgegan- 
gen. Die Steuer- und die Rentenreform 
würden zu weiteren erheblichen Einnah- 
meausfällen führen. Die Umwandlung der 
bisherigen Zweckzuweisungen für den 
Schulneubau in eine Schulpauschale stär- 

-~ ~~~~ ~ 

aufgehob& durch das Haushaltsbegleit- 
gesetz, das für die Kommunen ein .Haus- 
haltsbelastungsgesetz" sei, da die Kom- 
munen 137 von den einzusparenden 140 
Millionen Euro aufbringen sollen. Die Ge- 
werbesteuer habe sich rnittlennreile zu einer 
unkalkulierbaren Größe entwickelt, sodass 
sie bei einer Reform der Kommunalfinanzen 
abgeschafft werden müsse. 
Bürgermeister Fritzemeier ergänzte, für Kal- 
letal bedeute die Kürzung der Investi- 

tionspauschale ein Minus von 450000 
Mark. Außerdem wolle der Kreis im nächs- 
ten Jahr die Kreisumlage um 20 Millionen 
Mark steigern; für Kalletal eine weitere 
Belastung in Höhe von 650000 Mark. Diese 
Erhöhung könnten die Gemeinden nicht 
aufbringen. Zur Förderung des Feuer- 
schutzes wies er auf neue Standards des 
Innenministeriums bei der Brandvorsorge 
hin, die einen hohen finanziellen Aufwand 
verursachten. 
Landrat Heuwinkel betonte, dass er zurzeit 
mit einem defizitären Haushalt zu kämpfen 
habe, obwohl die Ausgaben der Kreisver- 
waltung auf dem Niveau des Vorjahres ein- 
gefroren worden seien. Allein durch ge- 
setzliche Vorgaben und strukturelle Verän- 
derungen der Aufgabenwahrnehmung, auf 
die wir seitens des Kreises überhaupt kei- 
nen Einfluss haben, wird uns ein Millionen- 
loch im nächsten Budget erwarten.' Die Mit- 
tel der Schulpauschale seien zu gering, 
wenn der Standard gehalten werden solle. 
Finanzminister Peer Steinbrück wider- 
sprach der Darstellung, die Kommunen 
müssten überdurchschnittliche Einsparun- 
gen durch das Haushaltsbegleitgesetz er- 
bringen. Die Steuerreform habe breite Zu- 
stimmung erfahren. Uber eine Reform der 
Kommunalfinanzen könne diskutiert wer- 
den. Bei Einsparungsbemühungen müsse 
auch über die Absenkung von Standards 
nachgedacht werden. Vorsitzender Volkmar 
Klein (CDU) schlug vor, im Ausschuss noch 
einmal über die hohe Belastung der kleine- 
ren Flächengemeinden durch den Wegfall 
der Schüleriahrtkosten zu beraten. 

Im Kreishaus Lippe die Sprecher von drei Fraktionen mit Landrat, Ausschussvors»zendem und Staaissehre- 
tär (V. 1.): Erwin Siekmann (SPD), Angela Freimufh (FDP), Landrat Friede! Heuwinkel, Volkmar Klein (CDU, Vor- 
sitzinder), Sfaatssekrerär Dr. ~ a r a l d ~ o a c k ,  dahinter ~ e l m u t  Diegei (CDU). 

Prinz und Prinzessin 
zeigten ihr Schloss 

Zur Finanzkontrolle 
Sachverständige anhören 
.Mehr Unabhängigkeit und Transparenz der 
Finanzkontrolle in N W  lautet ein Antrag 
der CDU-Fraktion (Drs 13/1517). Dazu will 
die CDU eine Sachverstdndigen-Anhdrung 
beantragen, kündigte der Vmltzende des 
~usschÜsses für ilaushaltskontrolle, Rolt 
See1 (CDU), bei der Beratung im Haushalts- 
und Finanzausschuss am 25. Oktober an. 

t i m  e FinanzkantmIie erfor- 
dert e Handeln aller hülungs- 

iilndet die C W  Ihr Begeh- 
iwmi% ren. Dem Lan rechnurnhoi WH) @I 
ein zeitnaherer Befffiht gmibgliuhtwenlen. 
Alle Abgeordneten sollen Zugang zu @n 
Behörden und Dienstsllen des Landes 
und das Recht euf Akt@nsicht erhaken. 
Der Prdsldentin des Landesmehnrrngs- 
hofs soll das Rederecht im Plenum zuge- 
standen werden Der Landtag soll den 
LRH um gutachterliche Stellungnahmen 

Ein weiterer Höhepunkt der Tagung des 
Haushalts- und Finanzausschusses im 
Kreis Lippe war der Empfang im Lippischen 
Fürstenhaus durch Prinz Armin und Prin- 
zessin Dr. Traute zur Lippe irn Schloss Det- 
mold. Prinz Armin und Prinzessin Traute er- 
läuterten anschaulich die Geschichte des 
Fürstenhauses und des Schlosses. das ein 
Schmuckstuck oer Weser-Renaissance ist. 
Die ursprüngliche Burg wurde erstmalig 
1366 erwähnt und 1447 während der Soe- 
Ster Fehde, einer kriegerischen Auseinan- 
dersetzung mit dem Kölner Erzbischof, zer- 
stört. Danach wurde die Burg zur Festung - 
ausgebaut 
Der größte Raum der imposanten vierilüge- 
ligen Anlage ist der so genannte "Ahnen- 
saal" mit 48 Portraits an den holzgetäfelten 
Wänden. In den Königszimmern ist u.a. eine 
Serie von acht über 300 Jahre alten Wand- 
teppichen mit Darstellungen der Schlachten 
Alexanders des Großen zu bewundern. Das 
Schloss kann bei Führungen besichtigt wer- 
den. Silvia Winands 

ersuchen können. Auch fordern die Unl- 
onsabgeordneten, die Vergütung der Prü- 
fer zu verbeKIsem und für deren Tätigkeit 
ein Anforderungspmfil zu erstallen. 
Staatssekreter Dr. Harßld Noack (Finanz- 
ministerium) sahloss die Vorlage der 
Haushaltsrechnung des Vorjahres jeweils 
zum 30. Juni d s  nicht möglich aus und 
schrrinkte auch Aussichten für eine höhs- 
re Vergütung für die PrÜfungstCttigkeii un- 
ter Hinweis auf andere Bereiche der Lan- 
desverwaltung ein. 



Gemeindefinanzen 

Alle vier Sprecher wandten sich gegen den 
bei Bundes- und Landespolitikern beliebten, 
jedoch untauglichen Vergleich der Finan- 
zierungssalden von Gesamthaushalten. Sie 

Spitzenverbände zu Gemeindefinanzen 2002 

Drei neue Lasten rigoros abgelehnt 
Der Ausschuss für Kommunal~olitik hdrte in der von Vorsitzendem Jüroen Thulke (SPDJ 

lehnten die geplanten zusatzlichen Belas- 
tunaen des Haushaltsbealeitaesetzes ..riao- 
ros' ab: die kommunGe lahlungspflilcht 
nach dem Unterhaltsvorschussgesetz (oh- geleiteten Sitzung am 7. ~oveinber die Sprecher der kommunden ~pl l fenverb~nde zum 

Entwuri des Gemeindefinanzierungsgesetzes 2002 (Drs. 13/f 402) an. ne Landesanteil), die geändene Gemeinde- 
verkehrsfinanzieruna und die ebenfalls ae- 
änderte ~rankenhaknanzierung. Der .Ge- 
samtschaden" für die Kommunen belaufe 
sich im Jahr 2002 auf 183 Milliarden Euro, 
rechneten sie vor. 
Für den Städtetag NRW stellte Dr. Ludger 
Sander, Vorsitzender des Finanzaucschus- 
Ses und Stadtkämmerer. fest, die Einnah- 
men der Städte reichten nicht einmal mehr 
aus, um die Pflichtaufgaben zu erfüllen. Der 
Vorwegabzug aus dem Steuewerbund zur 
kommunalen Beteiligung an den Kranken- 
hausinvestitionen sei ungerecht. da er vor 
allem die strukturschwachen Städte treffe. 
Besonders ärgerlich sei auch, dass die oh- 
nehin konfliktbeladene Kostenpauschale für 
die Flüchtlingsaufnahme fortgeschrieben 
werde. Auch befrachteten Kosten aus der 
verstaatlichten Straßenbauverwaltung den 
kommunalen Finanzausgleich. 
Für den Städte- und Gemeindeverbund 
NRW führte Claus Hamacher aus, durch die 
Steuerreform des Bundes, die zwar alle ge- 
wollt hätten, kämen auf die Kommunen Min- 
dereinnahmen von mehr als zwei Milliarden 
Mark zu. Weitere Bundesgesetze wirkten 
sich negativ aus. So müssten die Gemein- 
den das höhere Kindergeld und die höhere 
Pendlerpauschale mitfinanzieren. Durch die Alle Schlagzeilen zur Finanzmlsen, der Gemeinden seien schon verbraucht undnicht mehrw übarbleten, 
steuerliche Forderung der privaten Alters- 
vorsorae und die Abschreibuna der Kosten 

meinten die Sprecher der kommußeian Splhenverbünde, hler mit Vorsitzendem Jürgen T h u k  (Sm Mlt- 
te) bei der Anhäruna zum Enfwurider Gameindeflnanzieruno 2002 Im Ausschuss Mi. Kommumhwlllik 

für UM%-~izenzen durch die ~obilfunkun- 
ternehmen gingen weitere Einnahmen ver- 
loren. Dramatische Einbrüche gebe es bei 
der Gewerbesteuer. Der ,,Webfehler" bei Un- 
ternehmenssteuern in der Steuerreform 
müsse beseitigt werden. 

- 
Foto: Schälfe 

2002 trug Erster Landesrat Hans-Ulrich 
Predeick steigende Ausgaben für Sozialhil- 
fe und einen Fehlbetrag beim LSV Rhein- 

Bürgerbeauftragte 
und Petitionsausschüsse 
gegen Diskriminierung 

Steuerausfälle Jährlich 1600 mehr 
In Brüssel trafen sich nationale und regiona- 
le Ombudsfrauen und -mariner, Bür- 
gerbeauhragte und Vorsitzende von Petiti- 
onsausschüssen zu einer Tagung gegen 
Diskriminierung. Seminatthemen waren un- 
ter anderem: BürgerbeauHragtelPetitions- 
ausschuss und Gefängnis, die Ausländer- 
gesetzgebung, Auswirkungen der europäi- 
schen Grundrechte-Charta und „Offenheit 
und Datenschutz". 

HauptgeschäHsführer Dr. Alexander Schink 
stimmte für den NRW-Landkreistag den 
Schlüsselzuweisungen, der Investitionspau- 
schale. den Zweckzuweisungen und der 
Schulpauschale im Entwurf des GFG zu. 
lehnte den Entwurf aber im Ubrigen ebenso 
ab wie die Belastungen nach dem Haus- 
haltsbegleitgesetz. Einsparerfolge düdten 
nicht wieder zunichte gemacht werden. 
Auch Dr. Schink warf dem Land vor, die 
Kommunen reich zu rechnen und selbst 
nicht genug zur Sanierung seines eigenen 
Haushalts beizutragen. Nicht hinzunehmen 
sei es, dass die Kommunen sich an Kran- 
kenhausinvestitionen beteiligen sollten, ei- 
ner originären Landesaufgabe ohne kom- 
munale Mitentscheidung. Beim Unterhalts- 
vorschuss würden erneut Ausgaben einer 
staatlichen Leistung auf die Kommunen 
verlagert. Der Schulbaupauschale stimmte 
er wie die anderen Sprecher zu, verlangte 
aber, das Land solle wegen enormen Sanie- 
rungsbedarfs den Schulbau weiter mitfinan- 
zieren. Die 35-Millionen-Mark-Zuweisungen 

land in Höhe von 80 Millionen Euro vor. Als 
größtes Problem bezeichnete er die Einglie- 
derungshilfen für Behinderte. Ende 2000 ar- 
beiteten 43 150 Menschen in NRW in Behin- 
derten-Werkstätten. Jährlich seien rund 
1 600 weitere Personen. meist 30- bis 40- 
Jährige zu erwarten. In ihren Wohnungen 
würden 39000 Behinderte unterstützt. Am- 
bulant betreutes Wohnen sei oft kostengüns- 
tiger. Die 140000 Plätze in Altenheimen 
müssten modernisiert werden. Ohne Lan- 
desbeteiligung würde das 22 Jahre dauern. 
In ihren Fragen gingen die Abgeordneten 
auf die Sorgen ein. Heinz Wirtz (SPD) kün- 
digte einen Antrag seiner Fraktion an, die 
Krankenhausfinanzierung im Krankenhaus- 
gesetz zu regeln. Franz-Josef Britz (CDU) 
erfuhr, dass die Spitzenverbände zur von al- 
len für notwendia aehaltenen arundsätzli- 
chen Reform des-~inanzaus$eichs Vor- 
schläge auf Bundesebene erarbeiteten. Die 
NRW-Verbände verhandelten über den Ab- 
bau von Standards bei Leistungen mit dem 
Innenministerium. Auf eine Frage von Man- 
fred Palmen (CDU) wurde geantwortet, dass 
statt einer Klage wegen der Pensionslasten 
für Straßenbau-Personal mit der Landesre- 
gieru.ng verhandelt werde. Ewald Groth 
(GRUNE) brachte Kinderbetreuung als neu- I 

I 'e- 

en zusätzlichen Bedarf zur Sprache. Die ationsausschusses dei ~ ~ w - ~ e n d f a ~ s ,  undHeide- 
Spitzenverbände forderten, generell zuerst merie ~ ü t h  (PDS), Vorsitzende des Bundestags- 
die Finanzierung zu klären. Petitionsausschusses. 

für überdurchschnittliche ~ c h ~ l e r f a h n h s -  
ten sollten mit R~cksicnt auf die landlichen 
Räume beibehalten werden. 
Der schriftlichen Stellungnahme der beiden 
LandschaHsverbände war eine Berechnung 
der Unterdeckung beim Straßenbau beige- 
fügt, die beide Verbände mit 271,4 Millionen 
Mark im Jahr 2000 beziffern. Zum Haushalt 
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ttehtands (zu) starken: ist Ziel I trags von SPD und GRUNEN den 
ndtag nach der Ausspreche an 

(federfirhre 

Axel Dirx (SPD): Es wäre gut, wenn sich 
auch industrienahe Dienstleistungen in der 

Ausbildung zum 
Solarteur 
Nach der Ausbildung zum Solarteur in NRW 
erkundigte sich der CDU-Abgeordnete Karl 
Kress aus Dormagen in einer Kleinen An- 
frage und wies darauf hin, dass die Qualifi- 
kation, Sonnenenergieanlagen auszulegen, 
zu montieren und zu warten, für Handwer- 
ker ein ZukunftsmarM sei. Das Wirtschafts- 
ministerium teilte ihm mit, nur das Bildungs- 
Zentrum der Handwerkskammer Münster 
bilde Solarteure aus. Dessen kostenloses 
Weiterbildunasanaebot das aus EU-Mitteln 
unterstützt ;erd< sei gerade um ein Jahr 
verlängert worden (Drs. I311 658). 

Technologieforderung 
in drei Ressorts 
Im Ausschuss für Wirtschaft, Mittelstand 
und Technologie gab es in der von Dr. Hel- 
mut Llnssen (CM)  geleiteten Sitzung am 
31. Oktober zunächst einen Bericht von 
Minister Harald Schartau (Ministerium für 
Arbeit Soziales, Qualifikation und Tech- 
nologie) aufgrund von Fragen der CDU- 
Fraktion zur Technologieförderung in 
NRW. Er verteidigte die von der Oppositi- 
on in Frage gestellte Ressortaufteilung mit 
der Feststellung, gerade die Branchen 
Maschinenbau und Mikroelektronik zeig- 
ten die Notwendigkeit, Veredelungsstrate- 
gien mit traditionellen Wirtschaftsbe- 

Außenwirtschafisstatistik wiederfänden. 
Viele mittelständische NRW-Firmen ~rodu- ~~~ ~~~ ~ 

zierten bereits arbeitsteilig mit ~ar t iern in 
Osteuropa. Jetzt sollten Zufälligkeiten durch 
offensive Unterstützung ersetzt werden. Ein 
Außenwirtschaftsoortal NRW .m lnternet 
konnte wichtige-hformationen bündeln. In 
SolingenIWuppertal werde das, so hänen 
seine Gespräche ergeben, für absolut not- 
wendig gehalten. Im Bergischen Land gebe 
es hochwertige Produkte, aber Defizite in 
der weltweiten Vermarktung. 

Relner Prlggen (GRÜNE): .lm Jahr 2000 ex- 
portierten Firmen an Rhein und Ruhr Waren 
im Wert von 210 Milliarden Mark, eine Stei- 
gerung um 1 l ,2 Prozent." Fast jedes fünfte 
deutsche Exportgut sei „made in NRW". 
Zum Erfolg auf internationalen Märkten sei- 
en auch kulturelle und rechtliche Kompeten- 
Zen und globales Wissen nötig. Kleine Un- 
ternehmen brauchten Unlerstützung. In den 
EU-Beitrittsländern Osteurooas stünden ho- 
he Investitionen an. Die ~mwelttechnik aus 
NRW müsse zum Zuge kommen. 

Christian Weisbrich (CDU) hielt die Stär- 
kung des Mittelstands für den internationa- 
len Wettbewerb für geeignet, das unter- 
durchschnittliche NRW-Wirtschaftswachs- 
turn anzuregen. Die Koalition sei zu ehrli- 
cher Bestandsaufnahme nicht fähig und 
versuche die Quadratur des Kreises, wenn 
sie vom Mittelstand gleichzeitig Frauenför- 
derung verlange. Das Eigenlob sei eher 
peinlich, etwa beim Saldo der Existenzgrün- 
dungen. 

Dr. Jens Jordan (FDP) sah eine Schein- 
welt im Antrag der Koalition und Fehler bei 
den Zahlen. .Nachhaltiges Wirtschaften" 
sei reine Sprachlyrik. Dr. Jordan sprach die 
Hoffnung aus, dass sich das „neu9 Außen- 

reichen und entsprechender Qualifikation 
zu verknüpfen. Christian Weisbrich (CDU) 
und Dr. Gerhard Papke (FDP) hatten ihre 
Kritik an den Technologiezentren in NRW 
laut Gutachten einer renommierten Unter- 
nehmensberatu?g vorgetragen. Auch RÜ- 
diger Sagd (GRUNE) hielt die Dreiteilung 
der Technoloaief6rderuna für zu wenia 
transparent, verwies ab& auch auf dig 
Notwendigkeit, über enge Ressortgren- 
Zen hinauszudenken, und den GRUNE- 
Antrag zur E-Förderung. 

TÜV statt Kü-Zulassung 
bei Änderungen am Auto 
Den FDP-Antrag "Erteilung der Betriebser- 
laubnis und Ausstellung eines neuen Fahr- 
zeuascheins durch die Technische Prüf- 
stelle bei Änderungen an Fahrzeugen - 
Pilolversuch' (Drs. 1311 302) lehnte die 
Mehrheit aus SPD und GRUNEN bei Ent- 
haltung der CDU im Wirtschaftsausschuss 
ab, nachdem das Ministerium berichtet hat- 
te, das Bundesverkehrsministerium habe 
bereits für Erleichterung des Verfahrens 
gesorgt, sodass nicht in allen Fällen ein 
Gang zur Zulassungsbehörde mehr not- 
wendig sei. Der Pilolversuch in Rheinland- 
Pfalz sei abgeschlossen und fließe in die 
Arbeit eines Bund-Länder-Arbeitskreises 
.Fahrzeugzulassung" ein NRW setze sich 
für eine bürgerfreundliche Regelung ein 
und warte im Ubrigen die Vorschläge des 
Bundes ab (Vorlage 13/986). 

(FDP): ,Quadratur des ~relses in einer Scheinwelt: 
Fotos: Schalte 

wirtschaftskonzept' im angekündigten Mit- 
telstandsgesetz niederschlage. Die von 
der FDP aeforderte Ex~ortakadem~e sei in 
der vorvorigen ~ahber iode abgelehnt 
worden. Im Haushaltsentwurf 2002 werde 
Außenwirtschaftsförderung zurückgefah- 
ren. 

Wlrtschaiisminister Ernst Schwanhold 
(SPD) erläuterte, das Land bereite EU-Pro- 
jekte auf. Unternehmen bezahlten eine Pro- 
vision. Das Land wolle sie an die Hand neh- 
men bei Geschäften in Erwartungsländern. 
Die Markteintrittkosten seien dem Minel- 
stana oft zu hoch. Sie seien nicht selbst im 
lnternet aufaestellt und sich ihrer Starke 
nicht immerbewusst. Die Landesregierung 
wolle mit vier osteuropäischen Ländern 
sehr systematisch beginnen ... 

Karl Kress geehrt 

Dem CDU-Abgeordneten Karl Kress (Mitte, 
neben seiner Frau) überreichte Land- 
tagspräsident Ulrich Schmidt das Bundes- 
Verdienstkreuz am Bande, das der Bun- 
despräsident für die Verdienste von Kress in 
der Kommunal- und Landespolitik sowie in 
der Kirchenarbeit undim Vereinswesen ver- 
liehen hat. Der Abgeordnete wurde h Mai 
2000 im Wahlkreis Neuss I1 direkt in den 
NRW-Landtag gewählt. 
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Steinkohle 

An 45 Ollen ln aen USA sind derZelt 4272 Mitarbeiter des (deutschen) Ruhrhohle-Konzerns und Senner Tochteri~rmen tätlg. Basis des Auslandsgesch~?hs sind aber Ja- 
bend~ge Laoerstatten" in Deutschland, wie Minlster~räsldent Clement es ausdrückte, und deren S~itZente~hnOlO~le. Die gesamte Belegschaft der Deutschen Stain- 
k o h l e Ä ~  der Opfer des Terroranschlags vom 11. September in Trauer, und auch alle ~ e d e r  stenden amdnnen iag danach sG1. 

Grafik: Zeitschrih.Steinkohle" der RAG 

Clement für Steinkohle-Zukunft auf lebendiger Lagerstätte 
Christian Weisbrich (CDU) warf dem Minis- 
terpräsidenten vor, falsche Hoffnungen bei 
den Steinkoh~eKumpeln zu wecken. Der na- 
tionale Versoraunassockel von 15 Prozent 
des deutschen Energiebedarfs, für den 
Brüssel Beihilfen zulassen wolle, beziehe 
sich auf alle in Europa heimischen Primär- 
energieträger. Die subventionsfreie Braun- 
kohle sei ebenso einbezogen wie der iri- 
sche Torf. Die EU-Kommission wolle den 
Steinkohlebergbau reduzieren, weil Kohle 
auf dem Weltmarkt jederzeit beliebig ver- 
fügbar sei. Clement solle umgehend auch 
bei der Bundesregierung für Klarheit sor- 
gen. 

Marc Jan Eumann (SPD) hielt diese 
,Schlussfolgerungen für falsch und betonte. 
NRW wolle eine tragfähige Nachfolgerege- 
lung über das Jahr 2005 hinaus. Der Stein- 
kohlebergbau in Deutschland werde auch in 
Zukunil auf öffentliche Beihilfen angewie- 
sen sein. Von der Bundesregierung erwarte 
NRW die Durchsetzung bei der EU mit sozi- 
alverträglichen Kapazitäten bis 2005 und 
Planungssicherheit für die Zukunft. Die hei- 
mischen Lagerstätten müssten erhalten und 

In ihrem Antrag .Zukunft der Steinkohle 
verlangt Klarheit der Finanzierung" 
(Drs. 13/1608) äußert die CDU, der 
Bundeswirtschaftsminister wolle den 
Bundesanteil an der Steinkohleförde- 
rung auf ein Drittel absenken, und for- 
dert verbindliche Finanzierungszusa- 
gen für einen nationalen Energiesockel. 
Den Antrag lehnten SPD, FDP und 
G R m E  nach der Debatte am 4. Ok- 
tober ab. 

Reiner Prlggen (GRÜNE) bestätigte eine 
neue Situation seit dem 25. Juli durch Eck- 
punkte aus Brüssel. Die EU-Kommission 
wolle allmähliches Umschichten der Beihil- 

Ministerpräsident Wolfgang Clement 
(SPD) stimmte zu, die derzeitige Energiepo- 
lltik verlange nach Antworten, und ein natio- 
naler Energiesockel sei empfehlenswert. 
Derzeit sei die EU-Energieerzeugung zu 70 
Prozent vom Import abhängig. Die Braun- 
kohle werde ihren Sockelanteil schaffen, mit 
dem Abbau von 4500 Arbeitsplätzen und 
absoluter Konkurrenzfähigkeit. Auch 20 Mii- 
lionen Jahrestonnen Steinkohle. das bedeu- 
te vier Prozent, seien ein Anteil am Energie- 
sockel. Der Steinkohlebergbau und seine 
Technologie müssten auf einer lebendigen 
Lagerstätte weiterentwickelt werden. Für 
Altlasten seien Kosten von 80 Mark pro Ton- 
ne zu berechnen, die auch bei einem Ende 
des Bergbaus anfielen. Die jetzige EU-Posi- 
tion mit Unternehmenssicherheit bis 2007 

fen auf erneuerbare Energiequellen. Ein na- müsse veranaert werden. Den Zugang zdr 
tionaler Eneraiesockel mlisse auch national Kohle offen halten. aber den Berabau dicht- 
bezahlt. also-von den anderen Bundeslän- machen. sei eine Illusion. Bund-und Land 
dern mitgetragen werden. Im CDU-Antrag bemühten sich gemeinsam, das zu verhin- 
fehle eine eindeutige eigene Position. dern. NRW wolle eine Perspektive bis 2015. 

ein lebensfähiger Bergbau gewahrleistet 
werden. Eine Lastenverschiebuna vom m- rr( 
Bund auf das Land sei dabei nicht aizepta- 
bel. Die SPD stehe zu ihrer Verantwortung 
für den Bergbau. 

Dr. Gerhard Papke (FDP) wies auf gravie- 
rende geologische Probleme bei mehreren 
Zechen hin. Der Durchschnittspreis je Ton- 
ne Steinkohle sei auf mehr als 320 Mark ge- 
stiegen. Das bedeute eine zusätzliche Be- 
lastung der Steuerzahler in dreistelliger Mil- 
lionenhöhe, Die größte Ressourcenver- 
schwendung werde angesichts der Bundes- 
taaswahlen im nächsten Jahr weitergehen. 
6 5  33 Milliarden Mark ~teuergeld&n bis 
2005 könne von leistungs- und lebensfähi- 1 
gern Bergbau nicht geredet werden. Das 
Ende der Illusionen rücke von Taa zu Taa I 
naher. Die Kohlefront in der rot-grüben BUG Der Ausschuss für Grubensicherheit traf sich mit den Kollegen des saarländischen Landtags zum Eriah- 
desregierung Sei löchrig. rungsausteusch, vorn, 4. V. r.: Vorsitzender Peler Budschun (SPD). 

. - 
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Olympiade 2012 nach NRW holen 

RheinlandIRuhrgebiet bewerben sich 
Alle vier Fraktionen wollen.Olympia nach NRW holen'und sind,Gemeinsam für Olympi- 
sche Spiele an Rhein und Ruhr: so ihr interfraktioneller Antrag Drs. 13/1533, der in di- 
rekFr Abstimmung angenommen wurde. 

Als auch .olympiareif" gilt das neue, mit umweltfreundlicher Technik ausgestattete Fußballs?adion .AufSchal- 
keX in Gelsenkirchen. hier Gesamtansicht mit ausgefahrenem Rasen. 

Ina Meise-Laukamp (SPD): Der .Sportfrak- werden. Rhein und Ruhr hcitten eine einma- 
tion" irn Parlament sei eine gemeinsame lige erfolgreiche multikulturelle Integration 
Bewerbung für Olympia 2012 gelungen. vollbracht. Viele Sportstätten seien schon 
NRW konne es schaffen, Austragungsort zu jetzt geeignet. Die Mobilität müsse noch 

Sportklettern in Nordrhein-Westfalen 
Weil 95 Prozent der ,.klassischen Kletteraebrete" des Landes in den letzten Jahren aus Um- 
weltschutzgründen gesperrt wurden, demonstrierten NRW-Kletterfreunde lm Oktober in 
Bigge-Olsberg/Saue~land). Fur über 10 000 in Vereinen und Naturschutzverbanden organi- 
sierte Kletterer bleibe vielfach nur noch die Fahrt ins benachbarte Ausland. um ihren Soort 
auszuuben, stellen sie fest. .Sportklettern in NRW wieder ermoglichen" lautet ein ~ n t r a g  der 
FDP-Fraktion (Drs. 13/1601), den der Landtag an den Sport- und den Umweltausschuss 
uberwies 

lngrid Pieper-von Heiden (FDP): 95 Pro- - zent aller Felsgebiete in NRW seien für den 

4 
Klettersport gesperrt Vereine mit mehr als 
10 000 Mitgliedern hätten keine Ausbil- 
dungs- und Ubungsstätten mehr. Kletterer 
müssten in andere Länder ausweichen, was 
weder umwelt- noch verkehrspolitisch wün- 
schenswert sei. Organisierter Klettersport 
sei heute naturschonend und verantwor- 
tungsvoll. 

Rainer Schmeltzer (SPD) wies darauf hin, 
dass NRW nur wenige Felsen habe und am 
dichtesten besiedelt sei, und äußerte die 
Bereitschaft seiner Fraktion zu einer Kom- 
promisslösung. 

Rolf Seel (CDU) trug vor, in der Dürener 
Rureifei gebe es 125 Felsmassive. Nur die 
anderen drei NRW-Gebiete seien gesperrt. 
Der gesamte Bereich sei als FFH-Gebiet 
ausgewiesen. Sport und Umwelt rangierten 
gleich laut Landesverfassung. Der Kreis 
Düren regele das Klettern in seinem Land- 

. - -  1 schailsplan. Seal wies auf eine Fachtagung 

ausgebaut werden Zur deutschen Bewer- 
bung solle es eine Kampagne der Men- 
schen der Region geben. 

Dr. Annemarie Schraps (CDU) wies ange- 
sichts der Ambitionen anderer deutscher 
Städte auf inhaltliche Ausfüllung und Visio- 
nen hin. Von NRW solle ein starker Impuls 
für Frieden und Gemeinsamkeit der Men- 
schen ausgehen. Die Städte sollten ihren 
Aufwand für die Bewerbung zugunsten des 
Nachwuchs' reduzieren. 73 Prozent der Be- 
völkerung stünden hinter der Idee. Die Wirt- 
schaft müsse mit ins Boot. Die dritte Sport- 
stunde in der Schule, vom Minister ange- 
kündigt, und Stärken der Vereinsarbeit dien- 
ten der Talenlförderung. 

lngrid Pieper-von Helden (FDP) sagte An- 
strengungen zu, damit in großer Professio- 
nalität das Richtige getan werde, und hoffte 
auf volle Information. Die Begeisterung für 
Olympia sei groß. Bei allen Investitionen sei- 
en Nachhaltigkeit und schnelle Wege zu be- 
achten, aus dem Stauland NRW müsse das 
Verkehrswege-Bauland werden. 

Ewald Groth (GRÜNE) lobte die Geschlos- 
senheit der Fraktionen und hielt die Sport- 
begeisterung im ganzen Land für Pfunde, 
mit denen NRW wuchern könne. Groth plä- 
dierte für eine neue Bewegungskultur und 
ein „Evenr der Mobilitätskultur sowie für 
.die grünsten Spiele aller Zeiten". 

Sportminister Dr. Michael Vesper (GRÜ- 
NE) begrüßte den parlamentarischen Vor- 
stoß und berichtete. eine Olympia GmbH sei 
gegründet worden. Die Entscheidung treffe 
aber der organisierte Sport. Mit dem Sport- 
slattenuonzept sei ein richtiger Kompromiss 
aefunden worden Die NRW-Bewerbuna 
Werde auch eine Idee vermitteln 

.Sport und Umwelt" seiner Fraktion am 29. 
Oktober hin. 

Ewald Groth (GRÜNE) hielt erfahrbare und 
greifbare Natur für wichtig. Polarisierung 
zwischen Klettersport und Naturschutz ma- 
che keinen Sinn. Groth zitierte die Landes- 
regierung, wonach Sperrungen möglichst 
aufgehoben werden sollten. NRW habe vie- 
le hoch motivierte Kletterer und wenige 
große Gebiete. Außer dem Rurtal-Kompro- 
miss gebe es künstliche Möglichkeiten. 

Sportmlnlster Dr. Mlchael Vesper (GRÜ- 
NE): Der FDP-Antrag sei überzogen. Klet- 
tersportler gingen nicht rücksichtslos mit 
der Natur um. Aber es gebe Druck auf die 
nördlichsten Felsen. Ein sachgerechter 
Kompromiss sei möglich, löse aber nicht al- 
le Probleme. 

Fachhochschulen 
Hochschulministerin Gabriele Behler (SPD) 
brachte einen Gesetzentwurf der Landesre- 
gierung zur Neuordnung der Fachhoch- 
schulen (Drs. 131 161 6) ein. Gemäß Exper- 
tenrat sollen die Abteilungen Meschede und 
Soest der Gesamthochschule Paderborn 
mit der Fachhochschule Iserlohn (Neugrün- 
dung) und die Abteilung Höxter mit der 
Fachhochschule Lippe in Lemgo zusam- 
rnengefuhrt werden. 



Kriminalität 

Innenminister hält Zielvorgabe für falsche Polizeiführung 
Viele Wohnungseinbrüche nicht aufgeklärt 
Eine lebhafie Aussprache löste Polizeihauptkommissar a. D. Horst Engel, FDP-Abgeord- 
neter aus Pulheim, aus, als er zum Antrag seiner Fraktion ,,Bekämpfung der Einbruchskri- 
minalität - NRW-Landesziel2002" (Drs. 13i1555) eine Aufklärungsquote von 30 Prozent 
als Zielvorgabe bei Einbruchsdelikten in NRW forderte. lnnenminister Dr. FNtz Behrens 
(SPD) lehnte solche Zielvorgaben als falsche Führungsmethode ab. Der Antrag wurde zur 
weiteren Beratung an den lnnenausschuss überwiesen. 

Horst Engel (FDP) stellte fest. den 49 Kreis- städten das sicherste Land nach Krimina- --4 
polizeibehörden würden Beamte zugeteilt. litätsrate und Aufklärungsquote. Durch die 
ohne die Schwere der Straftaten und den Einführung der Bezirksbeamten gebe es 
Wandel der Kriminalität zu berücksichtigen. mehr Polizeipräsenz. Mit solchen Anträgen 
Im Jahr 2000 hätten Schwarzfahren in Aa- werde Verunsicherung Vorschub geleistet. 
chen 15 und Fahrraddiebstähle in Borken 27 
Prozent der Kriminalität ausgemacht, Innenminister Dr. Fritz Behrens (SPD) hielt 
während sich der Erftkreis mit 26 Prozent Einbruchskriminalität für ein Thema, bei dem 
Wohnungseinbrüchen abmühen musste. Die objektive Zahlen und subjektive Gefühle der 
Ruhrgebietsstädte, aber auch Köln und Düs- Menschen voneinander abwichen. Seit 1993 
seldorf müssten sich ebenfalls mit schwerer nehme die Einbruchskriminalität in NRW ab. 
Kriminalität herumschlagen. Für Kritiker wer- Die Bekämpfung müsse aber in einigen 
de Polizei immer teurer und immer weniger Kreispolizeibehörden besser werden. Die 50 
effizient. Von den 37864 Beamten (Oktober Behörden seien sehr unterschiedlich. Feste 
2000) seien 4251 auf Führungsstellen ver- Vorgaben, wie von Engel vorgeschlagen, ent- 
teilt gewesen. Einbruchsdelikte hätten sich in sprächen nicht seinem Führungsverständnis. 
den letzten 25 Jahren verdoppelt, die Auf- Vielmehr solle Verantwortung möglichst weit 
klärung halbiert. Es gebe in NRW Tatort- nach unten verlagert werden. Dafür sei die 
regionen, die einem Paradies für Einbrecher zweigeteilte Laufbahn der einzig richtige 
gleichkämen. Die Aufklärungsquote betrage Weg. Behrens wies auf die Arbeitsgruppe zur 

L 
12 Prozent. Die FDP wolle künftig mindestens Qualität polizeilicher Ermittlungsarbeit hin, 
30 Prozent. die seit 1999 arbeite. Ein Maßnahmenbündel 

sei auf dem Weg. 

Verbrecher-Paradies Dr. Hans-Joachim Franke (CDU) beschei- 
nigte dem FDP-Abgeordneten Engel, eine of- 
fene Wunde der NRW-Polizeiarbeit erfasst zu 

Hans Krings (SPD) räumte ein, gegenüber haben. Einbruch-Straftäter gingen bei nicht 
den Gewaltdelikten bleibe die Aufklärungs- aufgeklärten 80 Prozent kein großes Risiko in 
quote bei Einbrüchen weit zurück. Der Land- NRW ein. Das sei unerträglich. Der Bürger 
tag könne der Exekutive aber keine Quote habe kein Verständnis, wenn sein Hab und 
vorgeben. Die Spurensicherung werde nur Gut Spielball neuer Kavaliersdelikte werde. In 
durch fortgebildete Kräfte durchgeführt. Ein- der Polizei gebe es sehr fähige Leute, die 
bruchskriminalität sei ein Massendelikt. Die schnell für Anderung sorgen könnten. Die 
Neuorganisation der NRW-Polizei ziele auf Bekämpfung der Alltagskriminalität sei genau 
den Abbau von Stäben. Bei Einbruchsserien so wichtig wie organisiertes Verbrechen. Wer 
werde bereits überregional reagiert. Eine 30- für Schonräume plädiere, dürfe sich über 
Prozent-Kampagne mache die SPD nicht mit, niedrige Aufklärungsquoten nicht wundern. 
sondern sie verbessere weiter die Polizeiar- 
beit. 1. Ergänzungsvorlage 
Karl Kress lCDUl bemerkte. oerade in der 

Sicherheitsgefühl zum Haushalt 2002 
Urlaubszeit bewege das ~ h e i a  die Bürger, 
aber Zielvereinbarungen über die Auf- 
klärungsquote müssten von allen Beteiligten 
nachvollziehbar erreicht werden können. Die 
CDU stelle hoch motivierte Polizeibeamte 
fest. Wenn diese nicht erfolgreich genug sei- 
en. liege das an fehlendem Personal und der 
Ausstattung. Vergleiche zeigten, dass in den 
von Landräten geleiteten Behörden 21 und in 
den Polizeidirektionen nur 14 Prozent der 
Wohnungseinbrüche aufgeklärt würden. Kern 
des Problems sei, dass das Land sich weige- 
re, mehr Geld auszugeben. Der Landtag solle 
dazu beitragen, dass die Alltags- und Mas- 
senkriminalität spürbar zurückgehe. Für 
Polizeiinformatiker fehlten über 300 Stellen. 

Polizeipräsenz 

Monika Düker (GRÜNE) hielt die Kürze des 
FDP-Antrags für positiv. Bei der längsten Be- 
gründung, die sie kenne, vermisse sie aber 
Argumente für die geforderte Aufklärungs- 
quote von 30 statt 40 oder 50 Prozent. Ver- 
gleiche in Statistiken seien nur bei ähnlichen 
Strukturen sinnvoll. NRW sei bei den Groß- 

Dr. Robert Orth (FDP) erwartete Zielvorga- 
ben für die Polizei vom Ministerium. Bei 
schlechter Aufklärungsquote leide das Si- 
cherheitsgefühl der Bürger. Ihn habe 
schockiert, dass die Polizei bei Anfragen 
sprachlos sei. Zum Objektschutz sollten an- 
dere Kräfte eingesetzt werden. Zu Selbstzu- 
friedenheit bestehe kein Anlass. 

Hans Krings (SPD) verglich die geforderten 
Zielvorgaben mit Führerbefehlen, was heute 
kein geeignetes Führungsmittel sei. Die Un- 
verletzlichkeit der Wohnung sei ein hohes 
Gut. Die Wurzel des Ubels liege in der fehlen- 
den sozialen Kontrolle. In ländlichen Gebie- 
ten sei diese größer und die Einbruchskrimi- 
nalität geringer Populismus und Law-and-or- 
der-Parolen mache die SPD nicht mit. 

Monika Düker (GRÜNE) kritisierte die FDP- 
Forderung einer 30-Prozent-Aufklärungs- 
quote und wies auf Struktuweränderungen 
bei der Polizei hin, damit es für gute Arbeit 
gutes Geld gebe. Auch durch dezentrale 
Ressourcenverantwortung und bei der Aus- 
stattung sei einiges verbessert worden, etwa 
neue Autos und die Schutzwesten. 

Der Haushalts- und Finanzausschuss 
verständigte sich in der von Volkmar 
Klein (CDU) geleiteten Sitzung am 25. 
Oktober darauf, die Einzelpläne erst 
nach Vorlage der ersten Ergänzungsvor- 
lage der Landesregierung detailliert zu 
beraten. 

Staatssekretär Dr. Harald Noack kündigte 
die 1. Ergänzungsvorlage mit einem Um- 
fang von 300 Seiten an. Inhalt seien die 
kapitelweise veranschlagten Mieten an 
den Landesliegenschaftsbetrieb, neue 
Baumaßnahrnen, das 12-Punkte-lnvesti- 
tions- und Beschäfligungsprograrnm des 
Ministerpräsidenten, Folgemaßnahmen 
zur Bekämpfung des Terrorismus und 
die Erhöhung der Einnahmen und Aus- 
gaben der Oddsetwette. Auch eine Er- 
höhung bei den lnanspruchnahmen aus 
Bürgschaften sei etatisiert, ferner Auf- 
wandsentschädigungen für Vormünder 
bei der Justiz. Dr. Berg (Finanzministeri- 
um) sagte die 2. Ergänzungsvorlage, in 
die die aktuellen Steuerschätzungen ein- 
gearbeitet werden, für Ende November 
ZU. 
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Windenerrrie 

79 Gegensatz zwischen Windenergie und Umweltschutz schwachsinnig" 
Geänderter Erlass bringt mehr Planungssicherheit lind mehr Schutz für die Anwohner 

Die beiden Koalitionsfraktionen SPD und 
GRÜNE halten am Ausbau der regenera- 
tiven Windenergie fest. Sie wollen aber 
das Instrument dieses Ausbaus, den 
Windeneroieerlass der Landesreoieruno. 
neueren ~nwicklungen anpasien, f6r 
die zustdndigen Behörden und Gremien 
handnabbarer machen und so gestelten, 
dess die Beeintrdchtiouno der Anwohner 
ein zumutbares h4a~'nicht überschreitet. 
Das wurde deutlich, als das Plenum den 
entsprechenden Antrag der beiden 
Fraktionen (Drs. 13/1609) und den dazu 
von der CDU vorgelegten Entschlie- 
ßungsantrag (Drs. 13/165 1) debattierte. 
Beide wurden zur abschließenden Bera- 
tung an den Umweltamschuss (feder- 
führend) überwiesen. 

Klaus Strehl (SPD) wandte sich kritisch an 
die FDP: Sie habe als BundestagsfraMion 
zugestimmt, als 1997 alle Windkraftanlagen 
aufgrund des Baugesetzbuchs privilegiert 
worden seien. Nun fordere sie eine Bundes- 
ratsinitiative zur Abschaffung dieser Privile- 
gierung - das habe nichts mit Planungssi- 
cherheit oder Kontinuität zu tun, befand 
Strehl. Er betonte, es gehe darum. die privi- 
legierten Windräder künftig vernünftig zu 
steuern, einmal auf der Ebene der Regio- 
nalplanung, dann bei der kommunalen 
Flächennutzungsplanung. Als wichtige 
Punkte der Anderung des bestehenden 
NRW-Windkrafterlasses nannte der die 
Festlegung der Raumbedeutsamkeit ab ei- 
ner Höhe von 100 Metern sowie die Anpas- 
sung an geänderte Regelungen zur Um- 
weltverträglichkeitsprüfung (UVP). Daneben 
werde festge egt. oass jede raumbedeutsa- 
me Anlaae einen a~szuale~chenden Einariff 
darstelle; Ferner gebe Bs eine ~larstellüng 
zu Windanlagen, die der Eigenversorgung 
landwirtschaftlicher Betriebe dienen. Der 
Sprecher home auf konsensuale Lösungen 
in der Ausschusserörterung. 

Reiner Priggen (GRÜNE) hielt nichts von 
einem scharfen Tonfall und von „Kreuz- 
zugsrnentalität" in der öffentlichen Debatte 
um die Windkraft. Man sollte endlich zu ei- 
ner vernünftigen und sachlichen Betrach- 
tung finden. Er begrüßte. dass die Eingriffs- 
regelung geändert werden soll und betonte, 
Windkraft könne auch dazu dienen, die 
Wertschöpfung im ländlichen Raum zu un- 
terstutzen; so würden die Moglichkeiten für 
einen aemeinsamen Betrieb dieser Anlaaen 
verbessert. Seiner Überzeugung nach-sei 
die Technische Anleitung (TA) Luft ein ver- 
nünftiges Instrumentarium, das auch hier 
anaewendet werden könne. Die Koalition sei 
dagegen, dass Windkraftanlagen über ei- 
nen kosequenten, stufenweisen Ausbau 
letztendlich zu einem Park würden, was auf 
ein Unterlaufen der UVP hinauslaufe. Prig- 
gen wertete es als positiv, die Landesregie- 
rung zu einer Bestandsaufnahme der aus- 
gewiesenen, beantragten und genehmigten 
Anlagen aufzufordern. 

Hans Peter Lindlar (CDU) urteilte, der Wind- 
energieerlass des Landes habe etwa im 
Münsterland zum „Planungschaos" geführt. 
Der von der Koalition vorgelegte Antrag sei 
halbherzig und nicht in der Lage zu helfen. 
Die Höhe einer Anlage sei ein zur Bestim- 

mung der Raumbedeutsamkeit untaugli- 
ches Kriterium. 100 Meter seien nicht sinn- 
voll. die Naturschutzverbände zum Beispiel 
forderten. jede Windkraftanlage als aus- 
gleichspflichtigen Eingriff einzustufen. Es 
müsse eine klare Abstandsregelung her - 
hier sei seine Fraktion für 600 Meter. Aussa- 
gen von GRUNEN-Politikern, die regenerati- 
ve Energie Windkraft sei in der Lage, Atom- 
kraftwe;ke zu ersetzen, nannte  LI^-dlar ..vol- 
lig neben der Sache". Die Mehrheit im Land- 
taa habe kein Eneraiekonze~t und auch kei- 
n s ~ l ä n e  für den ~ ü s b a u  de; Gewinnung er- 
neuerbarer Energien; das werde hier deut- 
lich. Erst auf der Basis der ökonomischen 
und ökologischen Bilanzen der einzelnen 
Energieträger könne man zu einem ver- 
nünftigen Ausbaukonzept gelangen. 

Holger Ellerbrock (FDP) betonte. seine 
Fraktion sei nicht grundsätzlich gegen 
Windkraft: ,,Wir sind gegen Windkraft, weil 
wir sagen, dass sie hier eine zu große Land- 
schafts- und Bürgerbeeinträchtigung be- 
deutet. Dagegen sind wir vor allem aus ord- 
nungsrechtlichen Gründen. nämlich wegen 
der Dauersubvention. Ob es sich um Kohle 
oder Windkraft handelt, ist dabei egal." Er 
warnte nachdrücklich davor, unbestimmte 
Rechtsbegriffe in die Regelungen aufzu- 
nehmen. 

Bauminister Dr. Michael Vesper (GRÜNE) 
hielt es für „schwachsinnig". einen Gegen- 
satz zwischen Nutzung der Windenergie 
und Umwelt- und Naturschutz zu konstru- 
ieren. Der seit 1996 im Land bestehende 
Windkrafterlass habe sich bewährt und sei 
bereits mehrfach an veränderte Rechts- 
und Faktenlagen angepasst worden. Es sei 
und bleibe Ziel der Landesregierung. den 
Ausbau der Windenergie weiterzuent- 
wickeln. Zudem sei sie ein wichtiger Wirt- 
schaftsfaktor Die Koalitionsfraktionen seien 
sich einig darin. dass Beeinträchtigungen 
auf ein zumutbares Maß beschränkt werden 
müssten, um die Akzeptanz vor Ort zu ver- 
bessern: .Wir wollen das nicht gegen die 
Menschen durchsetzen", betonte der Minis- 
ter und erteilte Forderungen nach pau- 
schalen Abstandregelungen von der Wohn- 
bebauung eine Absage: Es komme auf je- 
den Einzelfall an; da seien 500 Meter einmal 
zu viel. ein anderes Mal zu wenig. Was das 
angebliche Planungschaos im Münsterland 
angehe. so habe das nicht die Landesregie- 
rung verursacht, sondern der Bezirkspla- 
nungsrat, der im Gebietsentwicklungsplan 
Windenergiebereiche ausweisen wollte 
("entgegen der Empfehlung der Landes- 
regierung"). Vesper: .Es wäre besser gewe- 
sen. die Gemeinden wie auch in anderen 
Regionen erst einmal planen zu lassen." 

Nicht oh hat 
ein Laie Ge- 
legenheit, ei- 
ner Wind- 
kmhanlage 
.unter die 
Heube'zu 
schauen. De- 
bei isi denn 
unschwer zu 
erhennen, 
dass eine soi- 
che .Mühle' 
mehr ist ds  
eine bloße 
mechenische 
Apparatur, 
die kinetische 
Energie in 
elektrischen 
Strom um- 
wandelt. Die 
hohen Anfor- 
derungen an 
EinSemiten 
und Slcher- 
heil schlagen 
sich in einer 
Vielzahl von 
Aggregaten 
und Schal- 
tungen nle- 
der, die e h r  
diiierenzler- 
ten und queli- 
fizlerten Zu- 
lieferindustrie 
gute Absetz- 
Chancen ble- 
ten und in 
diesem Be- 
reich Arbeits- 
pl6itze schef- 
fen und si- 
chern. 

Foto: Archiv 
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Erhebung würde vielleicht auch klären kön- Flächendeckend oder stichprobenartig? nen.wesha~b es ..der einen Schule keinen 
schulorganisatorischen Unterrichtsausfail 

An der Methode der Ermittlung des Unterrichtsausfalls gebe, an der anderen aber doch. Für einige 

scheiden sich die Geister der festgestellten Erscheinungen im Zu- 
sammenhang mit dem Ausfall von Unter- 

Die CDU-Fraktion hat die Landesregie- 
rung eineut aufgefordert, eine genaue 
Erhebung des an den Schulen des 
Landes ausfallenden Unterrichts vorzu- 
legen. Der entsprechende Antrag (Drs. 
13/1537) wurde mit der Mehrheit von 
SPD und GRUNEN abgelehnt 

Klaus Kalser (CDU) bezeichnete den An- 
trag seiner Fraktion als ..Angebot an die Ko- 
alition, um zur Wahrnehmung und Beurtei- 
lung der schulpolitischen Realität in unse- 
rem Lande ein verlässliches Fundament zu 
legen." Die Feststellung von Unterrichtsaus- 
fall sei eines der zentralen Elemente der 
schulischen Praxis, „steht er doch in direk- 
tem Zusammenhang mit der Sorge der Ei- 
tern um die Zukunftschancen ihrer Kinder". 
Er, Kaiser, verstehe nicht, weshalb sich die 
Landesregierung bisher vehement gegen 
eine solch leicht zu bewerkstelligende 
Datenerhebung wehre; das sei höchstens 
im Wahlkampf nachvollziehbar. .,Wir müssen 
uns klar machen, dass Schule vor Ort statt- 
findet. Für die Eltern an einer einzelnen 
Schule ist der repräsentative Landesdurch- 
schnitt (des Unterrichtsausfalls, die Red.) 
vollkommen uninteressant." Wenn die Re- 
gierung es mit den Reformen im Schuibe- 
reich ernst nehme, könne sie sich dem 
CDU-Antrag ..als Baustein für verlässliche 
Steuerungsinformationen" nicht verschlie- 
ßen. 

Ute Schäfer (SPD) klagte. nun werde schon 
zum dritten Mal innerhalb von 15 Monaten 
im Plenum über den „Unsinn einer landes- 
weiten Statistik zum Thema Unterrichtsaus- 
fall" geredet. Auch durch Wiederholung wür- 
den solche Anträge nicht besser, die Argu- 
mente seien ausaeta~scht. Sie rechnete vor. 
dass es bei runld 7000 Schulen im ~ a n d  
jährlich 30 Millionen Mark kosten würde. 
,,wenn man für die Datenerhebung pro 

richt gebe es keine hinreichenden Er- 
Schule eine bis anderthalb Stunden auf- klärungen von der Landesregierung. 
wendet". Rechnerisch seien das 300 Leh- 
rerstellen, auf die Legislaturperiode 150 Milk Dr. Ruth Seid1 (GRÜNE) sah „große Phanta- 
lionen Mark. Sie frage sich. wie ernsthaft der sielosigkeit" bei der antragstellenden Frakti- 
Antrag eigentlich gemeint sei. Die Lan- on. Man benötige keine zusätzliche Be- 
desregierung habe inzwischen zwei Stich- schäftigungstherapie für die Lehrerinnen 
probenerhebungen durchgeführt, fuhr sie und Lehrer, man brauche nicht mehr, son- 
fort, eine davon sei repräsentativ. Der Lan- dern weniger Bürokratie an den Schulen, 
desrechnungshof habe erklärt, ,,dass die und letztlich sei die ,,Unterrichtssituation an 
Konsequenzen, die man daraus gezogen den Schulen in Nordrhein-Westfalen nicht 
hat, richtig und passgenau waren und zu so schlecht, wie Sie sie schlechtreden 
dem gewünschten Erfolg geführt haben". möchten". Statt auf Lehrer, Schüler und El- 

tern durch ungeprüfte Behauptungen und 
Ralf Witzel (FDP) erklärte. die FDP begrüße ideologische Fragestellungen Druck aus- 
und unterstütze den CDU-Antrag. Der SPD zuüben. soll lieber daran gearbeitet werden, 
hielt er ,;Verschleierungspolitik vor, sie ver- die Eigenverantwortung der Bildungsein- 
weigere die Auskunft. Dabei sei es doch ei- richtungen zu stärken. Auf flächendeckende 
ne Chance, im Landtag und den Betroffenen Unterrichtsstatistiken könne ohne weiteres 
im Lande gegenüber darzustellen, dass es verzichtet werden, denn "unsere repräsen- 
in NRW so gut um die Unterrichtserteilung tativen Stichproben liefern trotz eines ver- 
bestellt sei, wie dies von offizieller Seite dar- gleichsweise geringen Verwaltungsauf- 
gestellt werde. Wer die Gelegenheit.,aus- wands zuverlässige Kenntnisse über die ak- 
schlage. durch eine Voilerhebung die Uber- tuelle Unterrichtssituation". 
einstimmung dieser Aussage mit der Wirk- 
lichkeit zu bestätigen, der verspiele außer- Schulminlsterin Gabriele Behler (SPD) er- 
dem die Möglichkeit gemeinsamen Han- teilte der gewünschten flächendeckenden 
delns von Regierung und Opposition. Eine Erhebung der Unterrichtssituation eine Ab- 

fuhr: ,,Wir brauchen keine 
Zahienfriedhöfe, die völlig nutz- 

.~ 
los sind." Vermutlich passe das 
Ergebnis der repräsentativen 
Stichprobe vom Februar dieses 
Jahres. die sie allen Fraktionen 
zur Verfügung gestellt habe. 
CDU und FDP nicht ins Konzept. 
Denn es habe sich gezeigt, 
,,dass entgegen Ihren beständi- 
gen Unkenrufen der Unterricht in 
Nordrhein-Westfalen zu einem 
hohen Prozentsatz planmäßig 
stattfindet" und dass Unter- 
richtsausfälle durch zielgerich- 
tete Maßnahmen in den letzten 
Jahren - in der Grundschule 
um ganze 51 Prozent - zurück- 

Stunden(auslal1)plan Karikatuc Ne/ (WAZ) gegangen seien. 

Liberale sind besorgt über die Entwicklung der Fachhochschulen im Lande 
Auf eine .überproportionale Studienplatz- 
vernichtung" an den Fachhochschulen im 
Rahmen des Qualitätspakts der Landesre- 
gierung hat die FDP in ihrem Antrag (Drs. 
13/1589) hingewiesen Diese Entwicklung 
sei ein .Irrweg" - die Fachhochschulen 
des Landes bendtigten im Gegenteil eine 
deutliche Kapazittitsausweitung. Zusam- 
men mit einem Entschließungsantrag der 
CDU (Dr. 13i1645) wurde er zur abschlie- 
ßenden Beratung an den Wissenschafts- 
ausschuss überwiesen. 

Professor Dr. Friedrlch Wilke (FDP) sah 
das gemeinsame Ziel eines Ausbaus der 
Fachhochschulen in Gefahr. Im Rahmen 
des Qualitätspakts müssten die Fach- 
hochschulen 21 Stellen abbauen; das lau- 
fe auf 5 000 Studienplätze weniger hinaus. 
So werde der Fachhochschulanteil von 
angestrebten 40 Prozent auf keinen Fall 
erreicht werden können; derzeit liege er 
bei 24 Prozent im Lande - drittletrter 

Platz für NRW. Nur das Saarland und Ber- 
lin seien schlechter. 

Dr. Gerd Ballermann (SPD) hielt das von 
den Liberalen geforderte Handiungskon- 
zept für nicht erforderlich. Die Pläne für 
den Umbau der Hochschulen seien ge- 
schlossen: ietzt aelte es. die Ergebnisse 
erst einmai ab&warten und ,,ällenfails 
den Veränderungsprozess anzutreiben". 
Man wäre schlecht beraten, den zu stop- 
pen oder neu auszurichten, erklärte der 
Sprecher und hielt es für falsch, von ei- 
nem .Rückbauu zu sprechen. Beim Um- 
bau würden die Fachhochschulen nicht im 
Stich gelassen. 

Manfred Kuhmichel (CDU) beklagte, von 
den im Winter 1996197 einvernehmlich 
gefassten Ausbaupiänen der Fachhoch- 
schulen sei so gut wie nichts umgesetzt 
worden. Da werde verständlich, wenn auf 
Seiten der Fachhochschulen die Glaub- 

wurdigkeit solcher einstimmigen Be- 
schlusslagen auf große Bedenken stießen. 

Dr. Ruth Seldl (GRÜNE) schloss sich mit 
ihrer Fraktion dem FDP-Appell zur Stär- 
kung und Weiterentwicklung der Fach- 
hochschulen .mit ganzem Herzen' an. 
Man sei dafür, den Fachhochschulanteil 
an der Hochschulausbildung auszuwei- 
ten; das sei aber mit bloßen Umschichtun- 
gen nicht zu erreichen. Darum erwarteten 
die GRUNEN von der Landesreaieruna ei- 
nen Entwicklungsplan, der .mittel- Ünd 
langfristig zusätzliche Mittel bereitstellr. 

WlssenschaitsmlnisterIn Gabrieie Beh- 
ler (SPD) lehnte es ab, die Prämissen des 
Qualilätspaktes zu diskutieren. Es sei aber 
richtig. .Über Fachhochschulen und ihre 
Enfwicklung zu sprechen. Gerne! Wir soll- 
ten das dann fachlich im Ausschuss tun.- 
Dann sollten die jeweiligen Positionen kom- 
piett und sachgerecht formuliert werden. 
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Aus den Fraktionen * \  

Die SPD-Landtagsfraktion hat einstimmig be- ''-%&I &&Y&ionen € auf ,lM ,W& g - ~ . ~ ~ u S c ä n ~ ~ n W ~ ~ ~ ~  &winden 
schlossen. dass dle im Haushaltsenhvuri der -werden .Die $PD-FrMlon hat im Mchsten Tagen e h n  entsprechenden WF- C 

Landesregierung geplanten Kurzungen bei vaigangenan Jahr versprodien, da& k die- ' iithiag erarbeiten Den E i n n a h m e i l  In 2üü2 
der Familien- und Kinderhilfe sowie bei den $@n Bereich nicht mehr B&Ürzi wud; dlwe M n  die Shftung aus ihrer RUckkge auffangen E 
Zuweisungen an Träger der öffentlichen Ju- &sage ldsen wir ein', begfBnd@telmcmarrcih Zu Beginn der diesjahrigen Hauhaltsklausur fl 
gendbilfe (Jugendhetme) njckgangig gemacht $bsen einstimmigen Beschlua W F r m ~  katte Fraktionsvorsitzender Edgar Momn be- 
werden. .Es ist etn übergeordnetes Anliegen -ehe Hilfen für Behinderie und mwdoRi@ mfiigt, dass die SPD strikt am Kurs der Haus- 
der SPD-Fraktion, bei allen Elnsparzwangen Menschen sollen nicht so stark gek~rzTMrd&~ halfskonsolidierung festhalte .Wir haben kein 
die soziale Symmetrie und soziale Gerechtig- wie un Haushaltsentwuri vorgesehefi PB* Zu- Pcht  dazu. auf Kosten kunfiiger Generatio- 
keit nicht in Frage zu stellen", erktarie SPD- schuss an die Stiftung Wohlfahnspfiqqe soll f& r@n unsere aktuellen Haushaltsprobleme zu 
Fraktionsvorsitzender Edgar Moron. Fur die 2002 entsprechend dem Beschluss &Sr (aL i&enB, kommentierte Moron, Die SPD-FWon 
Fbrderung der Familien- und Kinderhilfe sol- Landtagsfrakiion um 2.5 Millio Werde für jede Aus-hng Pn&mwn- 
len demnach im nachsten Jahr nicht 1,613 Milli- Millionen € erhoht werden. m n  an anderer Stdle vmahinen. 
onen €, sondern 9,94 Millionen € Lande* Wohlfahrtspflege dauerhqxu 
mittel bereitgestellt werden. Der Ansatz fur die kunfl @in fester An ilqn der5 &lese Mlttsliungen &<b> ikr a M I m  
offene Kinder- und Jugendarbeit soll wieder in &bon 50 Mi l l iLMark  z graniwomng der Frakilonen 

Landesregierung lässt Kommunen im Regen stehen - 109 Mio. 
Der nordrhein-westfäiische CDU-Landes- damit verbundene Gemeindefinanzie- 
vorsitzende. Jürgen Rüttgers, hat der rungsgesetz würden Kreise, Städte und 
nordrhein-westfälischen Landesregierung Kommunen im kommenden Jahr 109 Milli- 
eine dramatische Benachteiligung der onen EURO weniger erhalten als im Vor- 
Kreise, Städte und Gemeinden in NRW jahr. .Auf der anderen Seite werden die 
vorgeworfen. .Die Landesregierung ver- Kommunen mit 183 Millionen EURO neu 
nachlässigt die Kommunen und Iässt sie befrachtet, vor allem durch Kürzungen, die 
bei der Finanzausstattung im Regen ste- sich unmittelbar auf die Lebensqualität der 
hen. Clement und Behrens haben ihre Oh- Menschen auswirken, wie bei den Kran- 
ren auf Durchzug, wenn es um die Belange kenhausinvestitionen, dem Unterhaltsvor- 
der Kommunen geht. Die Hilferufe der schussgesetz, den Landeszuweisungen 
Kommunen verhallen ungehört". erklärte für öffentliche Bibliotheken, beim Landes- 
Rüttgers bei der 2. Kommunalkonferenz aitenplan und den kommunalen Kinder- 
der nordrhein-westfälischen Union in Düs- und Jugendzentren in NRW", erklärte Rütt- 
seldorf. gers. .Diese Politik ist unfair und unge- 
Durch den Landeshaushalt 2002 und das recht." 

EURO weniger als im Vorjahr 
Einstimmig forderten die Kongressteilneh- 
mer in einer Resolution: 

Die Rücknahme der die Kommunen be- 
lastenden Kürzungen im Landeshaushalt 
2002 und der Belastunaen im Gemeinaefi- 
nanuerungsgesetz 2062. 

Eine gerechte Aufgabenverteilung sowie 
klare Zuständigkeiten und Verantwor- 
tungsbereiche im Zusammenspiel von 
Bund, Land und Kommunen Das Konnexl- 
tiitspnnzip (,wer bestellt, bezahlt') muss 
durchgesetzt werden. Voraussetzung dafur 
ist eine entsprechende Finanzausstattung. 

Neue finanzielle Freiraume fur die Kom- 
munbn durch eine umfassende Gemein- 
definanzreform 

Polizei durch Angestellte bei Objektschutz und in anderen Bereichen entlasten 
Der innenpolitische Sprecher der FDP-Frak- Engels in den Polizeiausbildungsinstituten von 10 Millionen Stunden bei den Polizeibe- 
tion, Horst Enpl, hat die Einführung von Poli- speziell ausgebildet werden Hierfür reichten amten. Entlastung durch die Wachpolizei be- 
zeiangestellten in Uniform, eine so genannte wenige Monate, sodass sie schnell verfügbar nötigten vor allem die Ballungsräume Köln, 
.Wachpolizeil, angeregt. Sie soll ausgebildete werden. erklarte Engel, der selbst Polizejkorn- Düsseldorf, Bonn, Münster und einige Ruhrge- 
Polizeivollzugsbeamte dort ersetzen, wo sie missar war. Die Angestellten brachten vor al- bietsstädte. Drese Behörden würden derzeit 
nicht zwingend erforderlich sind. .Das ist irn lern Entlastung in den groOen Behörden, .die laufend durch einen .innerbezirklichen Aus- 
Rahmen des taktischen Konzeptes der Polizei unter der Last desObjeMcchutzes kaum noch gleich" von den Umlandbehörden verstärkt, 
möglich und in weiten Teilen des Objektschut- zu ihren originären Aufgaben, der Krirninali- um in Spitzenzeiten mit rund 900 Beamten 
zes und im Polizeialitag auch erforderlich", er- tätsbekämpfung und der Hauptunfailursa- Objekte zu schützen, davon 280 ObjeMe mit 
kickte der FDP-Frah-iionsvize arn Mittwoch in chenbekämpiung, k~mrnen.~ Standposten, also .rund um die Uhr", und wei- 
Düsseldori. Mit einem entsprechenden Antrag Landesweit seien die Folgen der dauernden tere 250 Objekte im Rahmen von Objekt- 
fordern die Liberalen die Landesregierung auf, Überbelastung schon deutlich zu Tage getre- schutzstreifen. Engel: "Natürlich leiden die 
den Einsatz von Angestellten im Polizeidienst Mn: Sinkende Aufkbrungsquoten zum Bei- Umlandbehörden dadurch mit." Da NRW mit 
zu prüfen und gegebenenfalls befristet zu rea- spiel beim Einbruch, einem dramatischen An- den Angestellten im Polizeidienst Neuland be- 
lisieren. stieg bei den Rohheitsdellkten. Schließung trete, könne eine zweijährige Testphase das 
Die .Wachpolizei" soll nach den Vorstellungen von Polizeiwachen und ein überstundenberg Projekt zunächst zeitlich befristen. 

&br SEcherheit ohne A b b 8 ~  V~MI Bürgem~chten e x ? ~ t w n m  banden Migrantlnnen orientkSen schaffen, Gnippienngen den & n i m  den 

Für BüMniMD/üiE ß&EN gilt: Mi8 Sleher- mUsosR wir W e  @g~@Irategb *U& BDdsn ehtzfehen und ein inLesnrt$Hlsan- 
h e W f i s d i e n  MelSnaKmen - und gerade Imn'WWntd 8 1 i C M W u  gehw es auch. m&n dgs ni& nur M c h e  mit&- 
C&, dle elnePi E n g M  in - ge Ufe KOQrCnnierubg rnid ~ ~ n a r b e i t  zu kn, sd- && glelohe umtilllst, 
&W bodwten - RIT>ssen v&mwm, m dle Chafvuhtgung zu W- Konnen wB einem g rn mim 
6kh.m Prhni~ d& W h a l l @ * m M M  rnw- ieMterI~~ Wk?h& t)9i alten i 7 0 t ~ n d b n  si- der AusrarMRwha vabeuaan. Und daher 
twn I m ,  sie n8ssm goeign~t vvirlcsam 
und c&f#erlleh d n .  
W i r ~ ~ ~ h  W d l e  AwWtung 
W V?Ww&-hu1Te8 bdwkgereoht 
W~~~ n, damit er glrina 
&@bn kn Bereih ialtYnistisChen Ex- 
namiamus besw ntrhrnehmm~ kann. Dpeu 
braum r wtne neum gafugyiisw, er 
bmmW dwxu qssmkttprr Pers~m?i und M- 
niscahee EWBnre~t Qas wolien wir in ange- 
memener hinrn bsrsl9staid@n. 
Da dw Terroftorris tnrerftatlomrl vernebrt ist, - .  . - . , . ' * L  , . 

c h f w h e ~ p o i ~ i i c l h e 9 t ~ n  isi au8 ünserer 
Sloht die PräwnB~, die lerlder h einer hystg. 
rlwhen Simrining Maueden Augen verloren 
geM Wir bmw&en mehr denn je eme aktii 
und iniensivsre Friedenspolitik m h  inmrn 
wie nach mßen und dle Weiterenhvicklunfj 
vtru? zivilan Mnliikib 
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Ww WLM~ Mir e t  m mkt den hier le- 
, i . .F= ' S P  lll r . X* 

b n w c h e ~ ~ r  gerade  je^ &-I modernes ZU- 
wmimmgsrschf da8 Rechtssccherhect 
sohafR in tegraüwna~n~ah und euiopa- 
Wgbh mager[oM sowie ~ozi&rtrllsHch 
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Wh ~~??ONE sind ofdrwt ffir ehe ehrliche O e  
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&U aufwem guten Weg für mehr Siolierlieit 
ahne Abbau von BUlgerreohten. 
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Geburtstagsliste 
vom 6. bis 15. November 2001 

6.1 1. Brigitte Speth (SPD), 57 J. 
11 . I  1 .  Wolfgang Werner (SPD). 52 J. 
11.1 1 .  Hans Günter Hafke (SPD), 52 J 
13.1 1. Dietrich Thiede (CDU), 64 J. 
14.1 1. Jürgen Thulke (SPD), 63 J. 
15.1 1. Gerhard Lorth (CDU), 57 J. 
15.1 1. Werner Blschofi (SPD), 54 J. 

Raum für Aufkleber (Postverlrieb) 

Jamal Karsll, Diplomingenieur, GRÜNE-~b- 
geordneter aus Recklinghausen, wurde als 
arabisch-stämmiger Deutscher Opfer der 
verstärkten Aufmerksamkeit von Sicher- 
heitskräften und Öffentlichkeit nach dem At- 
tentat auf das World Trade Center in New 
York. In Norditalien erhielt seine Schwieger- 
mutter Besuch der Polizei. Und in Deutsch- 
land bemerkt er zunehmendes Misstrauen 
gegenüber „verdächtigu aussehenden Mit- 
bürgern. Karsli sorgt sich um friedliche Stu- 
denten aus dem islamischen Kulturkreis 
und mahnt Zurückhaltung bei Verdächti- 
gungen an. 

Klaus Stallmann (CDU), Landtagsabgeord- 
neter aus Lünen. ist zum neuen Präsidenten 
des Westfälischen Schützenbundes mit Sitz 
in Dortmund gewählt worden. Der Westfäli- 
sche Schützenbund von 1861 ist ein einge- 
tragener Verein, der sportliches Schießen 
betreibt, das Schützenbrauchtum pflegt und 
die Tradition fördert. 

Edgar Moron (SPD) ist in seinem Amt als 
Vorsitzender der SPD-Landtagsfraktion be- 
stätigt worden. Er erhielt 66 Ja- und 20 
Nein-Stimmen, zwei Abgeordnete enthiel- 
ten sich. Die weiteren Ergebnisse der Wah- 
len zum SPD-Fraktionsvorstand, der bis En- 
de der laufenden Legislaturperiode amtiert: 
Carina Gödecke wurde als Parlamentari- 
sche Geschäflsführerin wiedergewählt; in 
ihren Amtern als stellvertretende Fraktions- 
vorsitzende wurden Frank Baranowski, 
Marc Jan Eumann, Helga Gleßelmann, 
Dr. Axel Horstmann, Dr. Bernhard Kas- 
perek, Brlgitte Speth, Horst Väge sowie 
Ernst-Martln Walsken bestätigt. 

Ethische Fragen der Biowlssenschafien 
standen im Miiielpunki eines Diskussionsforums, 
zu dem die belden großen chrlstlichen Kirchen den 
Gesetzgeber in diesem Lande, die Landiagsmit- 
giieder, eingeladen hafien. Für die katholische Sei- 
te trugen PrBiat Dr. Karl-Helnz Vogt (I,), für die 
evangelischen Kirchen Kerl-Woifgang Brand (r.) 
die Slandpunkie in dieser Frage vor. Es handele 
slch dabei keineswegs um bioBe kirchliche Moral, 
betonte Landtagsprdsident Ulrich Schmidt bei sei- 
ner BegrUßung: .Man muss kein glaublger Chrlst 
seln, um zu spüren, dass bestimmte Mdglichkeifen 
der Bio- und Gentechnlkim Widerspruch zu grund- 
legenden Wertvorstellungen vom m.schlichen 
Leben stehen." Nach einem breifen gesellschaif- 
iichen Didog sei es an den Parlamenten, diepoiiti- 
schen Entscheidungen zu trelfen Fotos: SchBlte 

~ Rosskastanie 
AUS der grOnen stacheligen Schale sind in den letzten Wochen die braun gienzenden Kastenien zum 
Vorschein gekommen. In dlchten Trauben hingen sie an den Asten der Rosskastanie. Mlt selner stafi- 

, iichen Grdße von 25 bis 30 Metern und seinem voUm Laubkieid kann es der Baum mir Buchen undPap 
pein aufnehmen. Aber die Rosskastanie bereitet den bkologen auch Sorgen. An einigsn Standorten 
zeigte das Biartwerk seit zwei Jahren schon im Juli graue und brsune Flecken. Bereits im August ver- 
d m e n  die Blatter oder fielen ab. Die Ursache dafür sind neben dem Bletibrßunepilz die Larven der Mi- 
nierrnotie. Sie fressen Hohlräume in die Bi6ttec Die Puppen überwintern Ni den Fraßgdngen des abge- 
faiienen Laubs und greifen als Larven lm FNhjahr erneut an. Das unter den Bdumen angesemmelte 
Laub muss deshalb gründllch entsorgt werden. 

Foto: Landesanstaii für bkoiogie, Bcdenordnung und Forsten 
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